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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Graf Huyn der Rerformprozeß innerhalb der VN-Sonderor- 

(CDU/CSU) ganisaüon UNESCO auf den Gebieten der Per- 

sonalpolitik, der Programmausführung, dem Ge- 
schäftsgebahren, der Evaluierung, der finan- 
ziellen Transparenz sowie der Personalkürzimg 
ohne nationale Diskriminierung nicht den deut- 
schen Erwartungen sowie den objektiven Erfor- 
dernissen entspricht, imd was gedenkt die Bim- 
desregierung hiergegen zu unternehmen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 26. Juni 1986 

Die Reformen, wie sie sich nach der Frühjahrstagung des Exekutivrats 
und der vorhergegangenen Tagung des mit der Reformüberwachung 
befaßten Sonderausschusses der UNESCO darstellen, haben insgesamt 
Fortschritte gebracht, wenn auch noch keineswegs ein abschließendes 
Ergebnis vorliegt. Für die verschiedenen in Ihrer Frage aufgeführten 
Einzelbereiche fällt die Bewertung dabei unterschiedlich aus: Fortschritte 
sieht die Bundesregierung etwa in den Bereichen Evaluierung; Dezentra- 
lisierung (der jedoch ein stärkeres Delegieren von Verantwortung in der 
Zentrale selbst folgen muß); bei der Programmplanung und den KontroU- 
mechanismen bei deren Umsetzung; in der Reorganisation der 
Publikationsabteilung und der zahlenmäßigen Reduzierung von 
Publikationen. Noch nicht ausreichende Verbesserungen gibt es auch in 
der Frage der finanziellen Transparenz. Ferner ist der Stellenplan um ca. 
700 Stellen verringert worden, weitgehend durch Streichung unbesetzter 
Stellen, zum Teü auch durch ein System der Frühpensionierung. Pro- 
bleme sind jedoch bei der internen Stellenumsetzung sowie bei der 
Vertragsausgestalrimg im Personalbereich aufgetreten, die nicht nur zu 
einer allgemeinen Verunsicherung, sondern auch einem Verlust an Qua- 
lität geführt haben. 

Bei der Beurteilimg der Gesamtproblematik ist zu berücksichtigen, daß 
Verwalümgsreformen nur in langfristigen Prozessen möglich sind und 
Änderungen der Programmstrukturen derzeit nur im Rahmen des 1989 
geltenden Zweiten Mittelfristigen Plans vorgenommen werden können. 

Die Bundesregierung wird weiterhin gemeinsam mit ihren westlichen 
Partnern und der Mehrheit der Staaten der Dritten Welt auf Fortschritte 
und konkrete Ergebnisse im Reformprozeß drängen. 


2. Abgeordnete Welche Änderung der Beziehungen zwischen 

Frau der Bimdesrepublik Deutschland und Saudi- 

Borgmann Arabien erfordert es, in dieses Land nunmehr 

(DIE GRÜNEN) einen Militärattache zu entsenden, obwohl 

Saudi-Arabien einseitig seit 1981 einen Militär- 
attache an seiner Botschaft in Bonn akkreditiert 
hat? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 1. Juli 1986 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Saudi-Arabien haben 
sich die Beziehungen nicht verändert. Mit der Entsendung eines Militär- 
attaches nach Saudi-Arabien wird in diesem Bereich Reziprozität herge- 
stellt. Saudi-Arabien ist bereits seit dem 11. Juni 1981 mit einem 
Militärattache in Bonn vertreten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Welche Kosten sind der Bundesrepublik 

Götzer Deutschland auf Bundes- und konmiunaler Ebe- 

(CDU/CSU) ne in den Jahren 1984 und 1985 durch Asylsu- 

chende und Asylanten entstanden, und wie 
schätzt die Bundesregierung die weitere 
Kostenentwicklung ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 2. Juli 1986 


Die Ausgaben des Bundes, der Länder und Gemeinden für ausländische 
Flüchtlinge ergeben sich aus einer Vielzahl von Haushaltsansätzen, aus 
denen in der Regel auch Ausgaben für andere Personengruppen geleistet 
werden. Es ist deshalb nicht möglich, exakte Angaben über die Ausgaben 
in diesem Bereich zu machen. 

Die Bundesregierung hat aus Anlaß asylpolitischer Überlegungen auf der 
Grundlage von Angaben der Länder eine Kostenschätzimg für das Jahr 
1984 vorgenommen. Danach haben Bimd, Länder imd Gemeinden für 
ausländische Rüchtlinge 1984 nmd 2 Milliarden DM auf gewandt. Davon 
entfielen rund 580 Millionen DM a\if Asylbewerber imd rund 1,12 Mil- 
liarden DM auf De facto-Flüchtiinge, der Rest auf die übrigen Flüchtlings- 
gruppen (insbesondere Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge, für 
die allein der Bund im Jahre 1984 über 100 Millionen DM auf gewandt 
hat). Diese Berechnimg beruht auf der Annahme, daß der durchschiüttli- 
che Kostenaufwand je sozialhüfeberechtigtem Flüchtling ca. 14 000 DM 
einschließlich der Verwaltimgskosten beträgt. Ferner wurde davon aus- 
gegangen, daß rund 41500 Asylbewerber und rund 80000 De facto- 
Flüchtlinge (40 v. H. dieser Flüchtlingsgruppe) der Sozialhüfe zur Last 
fielen. 

Auf Grund des starken Anstiegs des Asylbewerberzugangs im Jahre 1985 
(73 832 Personen gegenüber 35 278 im Jahre 1984) schätzt die Bundesre- 
gienmg die Zahl der hilfsbedürftigen Asylbewerber 1985 auf 75 000 und 
die der De facto-Flüchtlinge auf 90 000 Personen. Bei gleichbleibendem 
Kostenaufwand je Flüchtling dürfte der Gesamtaufwand im Jahre 1985 
somit wenigstens 2,5 Milliarden DM betragen haben. 

Bei weiter steigenden Asylbewerberzahlen (1986 muß nach dem bisheri- 
gen Verlauf mit 80000 bis 90000 asylsuchenden Ausländem gerechnet 
werden) werden sich die Kosten bei Bimd, Ländern imd Gemeinden 1986 
entsprechend erhöhen. Die Bundesregierung schätzt den Kostenaiifwand 
in diesem Jahr auf mindestens 2,7 bis 2,8 Milliarden DM, wobei auch eine 
nicht imerhebliche Zimahme der Zahl der De facto-Flüchtlinge zu 
berücksichtigen ist (ein Teü der abgewiesenen Asylbewerber wird aus 
humanitären Gründen nicht abgeschoben). 


4. Abgeordnete 
Frau 
Männle 


(CDU/CSU) 


Wie sieht die Praxis der Beurlaubungen von Be- 
amtinnen aus, und ist davon auszugehen, daß für 
den Ausfall zusätzliche Dienstkräfte eingestellt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 1. Juli 1986 


Nach dem Bericht über die Auswirkimgen des Fünften Gesetzes zur 
Ändemng dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Jiili 1984, den die Bim- 
desregierung im Mai 1986 dem Deutschen Bimdestag zugeleitet hat, ist 
die Zahl der langfristigen Beurlaubungen von Beamten und Beamtinnen 
nach der familienpolitischen Fallgmppe, die erfahmngsgemäß vorwie- 
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gend von Beamtinnen genutzt wird, in Bxmd und Ländern gestiegen. So 
hat sich im Berichtszeitraum (1. August 1984 bis 31. März 1986) in der 
Bimdesverwaltimg die Gesamtzahl der aus famllienpolitischen Gründen 
beurlaubten Beamten und Richter um 1 729 erhöht, das entspricht einer 
Steigerung um 18,30 v. H. Auch bei den Ländern ist insoweit ein Anstieg 
zu verzeichnen. 

Ebenso wurde von der neu eingeführten arbeitsmarktpolitischen Fall- 
gruppe der Beurlaubung im Landesbereich vor allem von Lehrern deut- 
lich Gebrauch gemacht. 

Infolge der Möglichkeiten erweiterter Teilzeitbeschäftigung imd Beur- 
laubung nach dem Fünften Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vor- 
schriften vom 25. Juh 1984 (BGBl. I S. 998) ist es, wie der Bericht ergibt, 
zu einer beachtlichen Zahl von Neueinstellungen gekommen. Allein in 
der Bimdesverwaltung sind ca. 3 000 Neueinstellungen zu verzeichnen. 
Hiervon ausgehend kann eine entsprechende positive Weiterentwick- 
limg vermutet werden. 


5. Abgeordnete 

Frau 

Hoümann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über das „Informationsbüro Nicaragua" in Wup- 
pertal, insbesondere die Finanzierung des Büros 
und die Art und Weise der Anwerbimg soge- 
nannter „Aufbauhelfer"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 2. Juli 1986 

In der Bundesrepublik Deutschland betreiben mehr als 300 Komitees, 
Initiativen imd Informationsstellen Solidaritätsarbeit für Nicaragua imd 
die Widerstandsbewegungen in den anderen nüttelamerikanischen 
Ländern. Höchstens fünf dieser Institutionen nehmen bimdesweite 
Koordinierungsaufgaben wahr, darunter auch das „Informationsbüro 
Nicaragua e. V." in Wuppertal. 

Dieses Büro ist nach Eigenangaben Koordinationsstelle für rund 250 
örtliche Komitees vmd Initiativen für die Nicaragua-Solidcintät. Dabei 
arbeitete es u. a. auch nüt linksextrenüsten sowie mit linksextremisti- 
schen und linksextremistisch beeinflußten Gruppierungen zusammen. Im 
Rundbrief Nr. 11 des Büros vom November 1984 wurde u. a. zu „Wider- 
stand imd Protest" gegen alle auf gerufen, die sich an den „Schweinereien 
und dem Krieg in Mittelamerika/Nicaragua" beteüigen. Man könne zwar 
in den nächsten zwei Monaten in der Bimdesrepublik Deutschland nicht 
die „Gesellschaft gnmdlegend verändern" oder die „Revolution organi- 
siert bekommen", die „Destabüisienmg, der Widerstand hier in den 
Metropolen" sei dennoch ein „imgeheuer wichtiges Stück Solidarität". 

Im November 1983 gehörte das „Informationsbüro Nicaragua e.V." zu 
den Teilnehmern einer Konferenz von etwa 40 „Mittelamerika- Solidari- 
tätsgruppen", auf der die Büdung von „Arbeitsbrigaden" für Nicaragua 
initiiert worden war. 

In der Folgezeit haben sich ca. 1 000 Personen aus der Bundesrepublik 
Deutschland — zusammen mit „Internationalisten" aus anderen westli- 
chen Ländern - als „Arbeits-Brigadisten" in Nicaragua auf gehalten. Zu 
den Organisatoren der „Arbeitsbrigaden" zählte u. a. auch das „Infor- 
mationsbüro Nicaragua e. V. " in Wuppertal. 

Teünehmer an „Arbeitsbrigaden'', darunter zahlreiche Anhänger der 
„Neuen Linken", erklärten, sie sähen die Arbeitseinsätze nicht als „kari- 
tative Angelegenheit", sondern als „konkretes Projekt im antiimperiali- 
stischen Kampf". Manche äußerten die Hoffnung, in Nicaragua „revolu- 
tionäre Erfahrungen" gewinnen zu können für den „Widerstand hier". 
Andere wiesen darauf hin, daß sie sich als „Brigadisten" auch am „ Wach- 
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dienst mit der Waffe" beteiligt hätten. Teilnehmer einer „Brigade" soli- 
darisierten sich in einem Schreiben an die „tageszeitung" (taz vom 
29. Januar 1985) mit dem „Hungerstreik" imd dem „Kampf der Genossin- 
nen und Genossen in den Knasten". 

Die Werbxmg für die Arbeitseinsätze in Nicaragua erfolgt durch Aufrufe 
in eigenen periodischen Informationsschriften des „Informationsbüros 
Nicaragua e. V." sowie durch Aufrufe imd Berichte von Teilnehmern an 
den „Arbeits-Brigaden" in den Blättern der alternativen Presse. 

Auf die Frage nach der Finanzierung des „Informationsbüros Nicara- 
gua e. V." erklärte Barbara Lucas, Mitarbeiterin des Büros, in einem 
Interview in der Sendung „Morgenmagazin" des WDR II am 12. Juni 
1986: „. . . Von den im Moment ungefähr 250 Komitees . . . werden wir 
im wesentlichen getragen imd mit Spenden imterstützt. Darüber hinaus 
bekommen wir Zuschüsse von kirchlichen Stellen für unsere Arbeit." 


6. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Ob, und wenn ja, in welcher Höhe beabsichtigt 
die Bundesregierung das Archiv Bibliographia 
Judaica e. V. in Frankfurt/Main finanziell zu im- 
terstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 1. Juli 1986 


Die Bxmdesregienmg beabsichtigt nicht, das Archiv Bibliographia Judai- 
ca e. V. in Frankhirt/Main finanziell zu imterstützen. 

Die Bundesreglenmg fördert die Bemühungen der Institutionen, denen 
auf dem Gebiet der Erforschung der Geschichte der Juden in Deutsch- 
land eine besondere gesamtstaatliche Bedeutung zukommt; das sind der 
Zentralrat der Juden in Deutschland einschließlich seiner Hochschule für 
jüdische Studien in Heidelberg imd das Leo-Baeck-Institut. 

Im Hinblick auf die durch das Grundgesetz gegebene Aufgabenvertei- 
limg im kulturellen Bereich überläßt es die Bundesregierung den Län- 
dern, die zahlreichen anderen kleineren Einrichtungen zu fördern, die 
sich in verdienstvoller Weise ebenfalls um die Aufhellung der Geschichte 
^ der Juden in Deutschland bemühen. 


7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung im Zuge ihrer 

Dr. Sperling Bemühungen um Verwaltimgsvereinfachung 

(SPD) und den Abbau von Mischfinanzierungen auch 

organisatorische Änderungen innerhalb der 
Bundesregierung und eine Anpassung der Ab- 
grenzung der Ressorts? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 1. Juli 1986 

Die Bundesregierung sieht in der Rechts- und Verwaltimgsvereinfachung 
einen politischen Schwerpunkt üuer Arbeit. Dabei stehen der Abbau von 
Regelungsperfektionismus und die Vereinfachung von Verfahrensabläu- 
fen in der Verwaltung im Mittelpunkt. Der Bundesminister des Innern hat 
hierzu kürzlich einen umfassenden Zweiten Bericht dem Bundeskabinett 
vorgelegt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Durch den Abbau 
von Mischfinanzierungen soll die Eigenständigkeit der Länder gestärkt 
werden. 

Organisatorische Änderungen innerhalb der Bundesregierung und die 
Abgrenzung der Ressorts sind demgegenüber gesonderte Problemstel- 
lungen. Über Anzahl und Geschäftsbereiche der Bundesminister ent- 
scheidet der Bimdeskanzler nach eigenem Ermessen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Ob und wann beabsichtigt die Bundesregierxing, 
das Umweltstrafrecht z. B. in der Weise zu ver- 
bessern, daß die auch verfassungsrechtlich pro- 
blematische Verwaltungsakzessorietät einge- 
schränkt und die Lückenhaftigkeit der Amtsträ- 
gerstrafbarkeit ausgefüllt (Garantstellimg-Hand- 
lungspflicht) wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 30. Juni 1986 

Durch das Achtzehnte Strafrechtsänderungsgesetz zur Bekämpfung der 
Umweltkriminalität (18. StrÄndG) vom 28. März 1980 wurden wesentli- 
che Strafbestimmungen zum Schutze der Umwelt in das Strafgesetzbuch 
aufgenommen und neu gestaltet. Diese mit einer Ausweitung des Straf- 
rechts verbundene Reform hat die Sozialschädhchkeit von Straftaten 
gegen die Umwelt deutlich gemacht. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung hat sich das Gesetz gnmdsätzlich bewährt. Von Wissenschaft und 
Praxis wird allerdings auf einzelne Probleme hingewiesen, die auch in 
den hier gestellten Fragen teüweise angesprochen werden. Hierzu kann 
auch auf den vom Bimdesminister des Innern in Auftrag gegebenen 
Bericht über die „ Ermittlung der Ursachen für den Anstieg der polizeilich 
festgestellten Umweltschutzliste" verwiesen werden. Er wird in Kürze 
veröffentlicht. Weitere Erkenntnisse sind von zur Zeit laufenden Untersu- 
chungen des Max-Planck-Instituts für ausländisches imd internationales 
Strafrecht, Freiburg, zur Implementation des Umweltstrafrechts, die auch 
mit einem Vergleich ausländischer Regelimgen verbimden sind, zu 
erwarten. Die Bundesregierung ist, wie sich auch aus der Beantwortung 
der einzelnen Fragen ergibt, interessiert und bereit, in der Praxis auftre- 
tenden Problemen künftig verstärkt nachzugehen. In diesem Zusammen- 
hang ist allerdings darauf hinzuweisen, daß eine Verbessenmg des 
Umweltschutzes in erster Linie mit nichtstrafrechtlichen Mitteln ange- 
strebt werden muß. Das Strafrecht hat nur eine subsidiäre, wenn auch 
unverzichtbare Funktion. 

Die in der Frage enthaltene Wertung, daß die verwaltungsakzessorische 
Ausgestaltimg des Umweltstrafrechts verfassimgsrechtlich problematisch 
sei, teilt die Bimdesregieirmg in Übereinstimmung nüt der überwiegen- 
den Auffassung in der Wissenschaft und auf der Grundlage der Recht- 
sprechimg des Bundesverfassungsgerichts nicht. Dieses Thema ist auch 
Gegenstand eines erst seit kurzem beim Bundesverfassimgsgericht 
anhängigen, sich auf § 327 StGB beziehenden Verfahrens, zu dem die 
Bimdesregierung ausführlich Stellung genommen hat. 

Die Bundesregierung hält im übrigen die grundsätzlich verwaltungsak- 
zessorische Ausgestaltimg des Umweltstrafrechts auch weiterhin für 
sachgerecht. Das Strafrecht kann nicht verbieten, was 
das materielle Umweltverwaltungsrecht erlaubt. Dies entspricht dem 
Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung und der Subsidiarität des 
Strafrechts. Eine Abweichung käme höchstens - wie der Hamburger 
Internationale Strafrechtskongreß 1979 zum Ausdruck brachte - bei „gra- 
vierenden Umweltverstößen" in Frage. In diesem Sinne hat der Gesetz- 
geber schon den Tatbestand der Schweren Gefährdung durch Freisetzen 
von Giften (§ 330 a StGB) verstanden. Für eine Ausdehnung dieser Aus- 
nahme etwa auf die Fälle der Schweren Umweltgefährdung in § 330 
Abs. 1 Nr. 1 StGB, was vergleichbaren ausländischen Regelungen ent- 
sprechen würde, hat sich bisher allerdings kein Bedürfnis gezeigt. Sollte 
sich dies ändern, ist die Bundesregierung zu einer Überprüfung bereit. 
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Soweit die Frage auf die Einführung von Sondertatbeständen für Amts- 
träger abzielt, wie dies z. B. in der öffentlichen Anhörung zum Achtzehn- 
ten Strafrechtsändenmgsgesetz am 25. Juni 1979 teüweise gefordert 
wurde, hält die Bundesregierung die von allen Fraktionen des Deutschen 
Bundestages getragene ablehnende Entscheidung des Gesetzgebers wei- 
terhin für richtig. Es wäre rechtlich bedenklich, für einen Teübereich 
Regelungen zu treffen, da es peirallele Probleme auch in anderen Berei- 
chen gibt. Im übrigen wird von der herrschenden, allerdings vunstrittenen 
Meinung unter Berufung auf Äußerungen des Gesetzgebers die grund- 
sätzliche Anwendbarkeit der §§ 324, 326, 330, 330 a StGB auf Amtsträger, 
die gegen Gewässerverxmreinigungen oder umweltgefährdende Abfall- 
beseitigungen nicht einschreiten, bejaht. Bei anderen Tatbeständen 
kommt eine Teilnahmestrafbarkeit in Frage. Zu gesetzlichen Änderun- 
gen bzw. Klarstellungen besteht daher zur Zeit kein Bedürfnis; zumindest 
sollte die weitere Entwicklimg der Rechtsprechung abgewartet werden, 
zumal höchstrichterliche Entscheidimgen bisher nicht vorhegen. 

9. Abgeordneter Ob und wann beabsichtigt die Bundesregierung, 

Marschewski das Umweltstrafrecht z. B. in der Weise zu ver- 

(CDU/CSU) bessern, daß der Bodenschutz umfassend, ver- 

gleichbar der Vorschrift des § 324 StGB, geregelt 
wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 30. Juni 1986 

Der Schutz des Bodens ist ein Schwerpunkt der Umweltpohtik der Bun- 
desregierung. Sie hat hierzu ihre Konzeption dem Deutschen Bundestag 
am 7. März 1985 vorgelegt (Drucksache 10/2977). Inzwischen hat die 
Bundesregierung den Vorsitz in einer von der Umweitministerkonferenz 
eingesetzten Arbeitsgruppe „Bodenschutz" übernommen, in der Bund 
und Länder einen Maßnahmenkatalog zum Schutz des Bodens erarbei- 
ten, der auch den Bereich Rechtsetzung umfaßt. Umfassender Boden- 
schutz erfordert auch einen umfassenden strafrechthchen Bodenschutz. 
Im geltenden Strafrecht ist beispielsweise der Boden als ausdrückhch 
geschütztes Rechtsgut bereits in den §§326, 329, 330 und 330 a StGB 
erfaßt. Die Bundesregierung wird prüfen, ob eine Notwendigkeit für die 
Einführung eines allgemeinen Straftatbestandes zum Schutze des Bodens 
besteht. Diese Prüfung steht im engen Zusammenhang mit der Entschei- 
dung über neue bodenspezifische verwaltungsrechtliche Regelungen. Im 
Hinblick darauf kann eine abschließende Stellungnahme zu der Frage 
einer eventuellen Erweiterung des Strafrechts zur Zeit nicht gegeben 
werden. 

10. Abgeordneter Wird die Bundesregierung darauf einwirken, daß 

Marschewski die Ausstattung von Staatsanwaltschaft und Poli- 

(CDU/CSU) zei zur Ahndung von Umweltverstößen funktio- 

nell, sachlich und personell verstärkt und die 
Zusammenarbeit mit den Umweltbehörden ver- 
bessert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 30. Juni 1986 

Eine Verstärkung der Ausstattung von Staatsanwaltschaft und Polizei zur 
Ahndung von Umweitverstößen wird auch von der Bundesregierung 
begrüßt; sie ist in erster Linie jedoch eine Aufgabe der Länder. Das 
Gleiche güt für eine Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Umwelt- 
verwaitungsbehörden, auf deren Mithüfe die Strafverfolgungsbehörden 
oft angewiesen sind. Die Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes sind 
deshalb begrenzt. 
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Positive Entwicklungen sind in den Bundesländern in diesen Bereichen 
zu verzeichnen. Die Konzentration von Umweltstrafsachen bei der Staats- 
anwaltschaft ist nunmehr weit verbreitet. Im Polizeibereich sind - länder- 
spezifisch unterschiedlich - teilweise neue Dienststellen zur Verfolgung 
gebildet, z. T. sind die Aufgabenbereiche bereits bestehender Organisa- 
tionsformen ausgeweitet worden. 

Die Bundesregierung hat Verbesserungen in diesem Bereich gefördert. 
Sie hat die Einsetzung einer Fachkommission „Umweltkriminalität" der 
AG -Kripo der Innenministerkonferenz tatkräftig unterstützt, in der Fach- 
leute von Bund und Ländern Vorschläge für eine verbesserte personelle 
und materielle Ausstattung der Polizei und für eine verbesserte Zusam- 
menarbeit mit den Umweltfachbehörden erarbeiten sollen. Diese Vor- 
schläge werden noch im Laufe dieses Jahres von Bund und Ländern als 
Grundlage für zu treffende Maßnahmen erörtert. 


11. Abgeordneter 
Marschewski 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung weiter darauf einwir- 
ken, daß die Zersplitterung der Verantwortlich- 
keiten beseitigt und eine gesetzliche Melde- 
pflicht generell eingeführt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 30. Juni 1986 

Aufteüung und Konzentration von Verantwortlichkeiten der Verwal- 
tungsbehörden im Bereich des Umweltschutzes fallen in den Zuständig- 
keitsbereich der Länder, auf den die Bundesregierung keinen direkten 
Einfluß hat. Die Entscheidungen in diesem Bereich trifft jedes Land in 
eigener Verantwortung unter Berücksichtigung seiner historisch gewach- 
senen Verwaltungsstruktur. 

Die Einführung einer gesetzlichen Meldepflicht für Umweltstraftaten von 
Verwaltungsbehörden gegenüber Strafverfolgungsbehörden wird derzeit 
von der Bundesregierung nicht für erforderlich gehalten. Der Gesetzge- 
ber hat 1980 entsprechende in der öffentlichen Anhörung zu dem 
Achtzehnten Strafrechtsänderungsgesetz geäußerte Empfehlungen rücht 
aufgegriffen. Statt dessen haben einzelne Länder (Bayern, Nordrhein- 
Westfalen) in den letzten Jahren im Wege des Verwaltungserlasses unter 
bestimmten Voraussetzungen Mitteüungspflichten eingeführt. In ande- 
ren Bundesländern werden entsprechende Überlegungen angestellt. Die 
Wirkung dieser Maßnahmen bleibt abzuwarten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Planungen 
und Mittel, um die baulichen und sicherheits- 
technischen Voraussetzungen zu schaffen, so 
daß auch Behinderte in Rollstühlen Gelegenheit 
erhalten, an Veranstaltungen der Berliner Wald- 
bühne teüzunehmen? 


13. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, als Eigentü- 
merin der Berliner Waldbühne zur Erhöhung der 
Stromkapazität eine Trafostation zusätzlich zu 
installieren, und wann wäre gegebenenfalls mit 
ihrem Bau zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 27. Juni 1986 

Der Bund hat dem Land Berlin verschiedene Anlagen des ehemaligen 
Reichssportfeldes, darunter auch das Olympia-Stadion und die wid- 
bühne, zur Benutzung, insbesondere für sportliche und kulturelle 
Zwecke, überlassen. 

Das Land Berlin beabsichtigt, in der Waldbühne behindertengerechte 
Zuschauerplätze zu schaffen. Der Senator für Schulwesen, Berufsausbil- 
dung und Sport hat am 14. April 1986 in seiner Anwort auf die Kleine 
Anfrage Nr. 1612 vom 19. März 1986 vor dem Abgeordnetenhaus Berlin 
hierzu ausgeführt: 

„Es ist vorgesehen, im Mittelblock des Oberrings der Waldbühne behin- 
dertengerechte Zuschauerplätze, die von Rollstuhlfahrern ohne Schwie- 
rigkeiten zu erreichen sind, zu installieren. Gleichzeitig soll ein behinder- 
tengerechter Zugang am Haupteingang der Waldbühne hergerichtet 
werden. Entsprechende Mittel sind für den Haushalt 1987 angemeldet. 

Für die Saison 1986 ist eine provisorische Zufahrt für Rollstuhlfahrer über 
den Nebeneingang Friedrich-Friesen-AUee geschaffen worden und im 
Umgang hinter dem Oberring im Mittelbereich der Waldbühne ist der 
Veranstalter verpflichtet, durch Ordnungspersonal eine ausreichende 
Anzahl von Stellplätzen für Rollstuhlfahrer freizuhalten." 

In letzter Zeit hat sich gezeigt, daß die Stromversorgung der Waldbühne 
den ständig steigenden Anforderungen der Veranstalter nicht mehr ge- 
recht wird. Das Land hat deshalb dem Bund bereits mündhch den Wimsch 
angekündigt, er möge die Stromversorgungsanlage im notwendigen 
Umfang verstärken. Die zuständigen Stellen des Landes sind derzeit mit 
den notwendigen Vorarbeiten befaßt. Sobald ein konkreter Antrag des 
Landes vorliegt, wird ihn der Bundesminister der Finanzen prüfen und 
über den Wunsch des Landes entscheiden. 


14. Abgeordneter 
Roth 
(Gießen) 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 27. Juni 1986 

Sachliche und methodische Gründe lassen eine amtliche Bezifferung von 
„heimlichen" Steuererhöhungen nicht zu. 

Von verschiedener Seite sind dennoch Berechnungen zum Umfang der 
„heimlichen" Steuererhöhungen angestellt worden. Beispielsweise 
wurde in einer Untersuchung des Instituts „Finanzen und Steuern" für 
„heimliche" Steuererhöhungen bei der Lohnsteuer ein Betrag von 4 Mil- 
liarden DM im Jahre 1984 und 4,2 Milliarden DM im Jahre 1985 genannt. 
Dabei legte das Institut einen jährlichen Verbraucherpreisanstieg von 
3 V. H. zugrunde. Der Bund der Steuerzahler kam in verschiedenen 
Untersuchungen zu noch höheren Werten. 

Die Stabilitätspolitik der Bundesregierung hat entscheidend zum Abbau 
der Inflation bei getragen. Bei Preisniveaustabilität gibt es keine „ heimli- 
chen" Steuererhöhungen mehr. Hinzu kommt die Steuerentlastung von 
insgesamt 19,4 Milliarden DM durch das Steuersenkungsgesetz 1986/88, 
die sich bei Stabilität in vollem Umfang als reale Steuersenkung mit 
entsprechender Kaufkraftverbesserung auswirken kann. 


In welchem Umfang sind die aus der Diskussion 
früherer Jahre bekannten „heimlichen", aus der 
Kombination von Inflation und Progression her- 
rührenden Steuererhöhungen angesichts des in- 
zwischen erreichten Stabilitätsniveaus in der 
Bundesrepublik Deutschland auf das Jahr 1986 
gerechnet abgebaut worden? 
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Das bedeutet beispielsweise für einen verheirateten Durchschnittsverdie- 
ner mit zwei Kindern (Steuerklasse III/2), der 1985 35 820 DM, 1986 
voraussichtlich 37 145 DM verdient, nach Abzug von Lohn-, Kirchen- 
steuer und Sozialabgaben und Hinzurechnung des Kindergeldes einen 
Anstieg des verfügbaren Einkommens von 27 140 DM im Jahre 1985 um 
1 690 DM oder um 6,2 v. H. auf 28 830 DM im Jahre 1986. Weü der 
Zuwachs des verfügbaren Einkommens kaum durch Preiserhöhungen 
geschmälert wird, kann also ein verheirateter Durchschnittsverdiener 
1986 im Vergleich zu 1985 mit einem Kaufkraftzuwachs von rund 6 v. H. 
rechnen. 


15. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Entwicklung der 

Curdt Endnachfrage der Gebietskörperschaften (siehe 

(SPD) Drucksache 10/5541 S. 7) auch real, \md zwar 

in Preisen von 1980 angeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. Juni 1986 

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht preisbereinigte Zahlen für den 
Staatsverbrauch und die staatlichen Investitionen nur für den Staat insge- 
samt. Für große Teüe der staatlichen Endnachfrage gibt es keine amtli- 
chen Preisindizes. Das Statistische Bundesamt hält daher die Bekannt- 
gabe von Zahlen für die einzelnen staatlichen Ebenen wegen zu großer 
Ungenauigkeiten für nicht gerechtfertigt. Deshalb ist es nicht möghch, 
Ihre Frage nach der Entwicklung der realen Endnachfrage für die 
Gebietskörperschaften allein zu beantworten. 


Die reale Endnachfrage des Staates insgesamt hat sich wie folgt entwik- 
kelt (Preisbasis 1980): 


Jahr 

in Milliarden DM 

in V. H. 
des Brutto- 
sozialprodukts 

1968 

238,4 

23,7 

1969 

250,7 

23,2 

1970 

266,0 

23,5 

1971 

277,0 

23,7 

1972 

284,6 

23,4 

1973 

295,7 

23,2 

1974 

309,0 

24,2 

1975 

317,8 

25,3 

1976 

319,2 

24,0 

1977 

320,8 

23,5 

1978 

332,4 

23,6 

1979 

342,9 

23,4 

1980 

351,4 

23,7 

1981 

351,5 

23,7 

1982 

344,2 

23,4 

1983 

341,5 

22,9 

1984 

348,4 

22,6 

1985 

354,6 

22,5 


16. Abgeordneter 

Curdt 


(SPD) 


Welche Ausgabearten, die nicht Agrarmarktaus- 
gaben im EG-Budget sind, dienen der Finanzie- 
rung von Aufgaben, die die EG in alleiniger 
Zuständigkeit wahmimmt und die nicht zur 
Nach- oder Mitfinanzierung staathcher Ausga- 
ben eingesetzt werden und in weicher Höhe (am 
Beispiel der Bundesrepublik Deutschland)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 27. Juni 1986 


Eine alleinige Zuständigkeit der EG für einzelne Sachpolitiken außerhalb 
der Agrarmarktordnungen, wie z. B. für BeschäftigungspoUtik, Sozialpo- 
htik, Regionalpohtik usw., ergibt sich weder aus den Römischen Verträ- 
gen noch aus deren Ergänzung durch die kürzUch beschlossene Einheit- 
liche Europäische Akte. Auch durch die Lückenfüllungsklausel Arti- 
kel 235 EWG-Vertrag ist der Gemeinschaft nachträglich keine aus- 
schließliche Kompetenz für einzelne Sachpolitiken übertragen worden. 
Im EG-Haushalt gibt es daher außerhalb der Agrarmarktausgaben keine 
Sachausgaben, die der Finanzierung von Aufgaben dienen, die die EG in 
alleiniger Zuständigkeit wahmimmt. 

Grenzfälle sind 

- Die Informationsbüros der Gemeinschaft, sofern man die Darstellung 
der Tätigkeit der Gemeinschaftsorgane als Sachaufgabe der Gemein- 
schaft auffassen will; 

- die Durchführung von Sachaufgaben, die der Gemeinschaft übertra- 
gen worden sind, ohne daß die MitgUedstaaten ihre Zuständigkeit für 
den entsprechenden Sachbereich aufgeben und der Gemeinschaft 
eine vollständige Kompetenz in diesem Bereich übertragen haben. 
Beispiel für eine derartige Übertragung bestimmter Aufgaben auf die 
Gemeinschaft ist die Durchführung von Forschungsprogrammen. Die 
Gewährung gemeinschaftlicher Fördermittel für einzelne Forschungs- 
projekte schließt allerdings nicht aus, daß das begünstigte Unterneh- 
men für dasselbe Projekt auch nationale Finanzbeihüfen erhält. 


17. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch eine Extensivierung in der Bewirt- 
schaftung bimdeseigener Flächen einen Beitrag 
zum Abbau der Überproduktion in der Landwirt- 
schaft zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juni 1986 


Die landwirtschaftlichen Grundstücke des Bundes, die nicht für Aufga- 
ben des Bundes genutzt werden, belaufen sich auf insgesamt 9 182 Hek- 
tar. Die Gesamtfläche ist verpachtet. Es bestehen 23 Betriebsverpachtun- 
gen; das übrige Gelände ist als Stückland verpachtet. 

Die Betrieb sverpachtungen dienen der Existenzsicherung der Pächter. 
Die Stückländereien sind in erster Linie an solche Landwirte verpachtet, 
die auf die Grundstücke zur Sicherung oder Festigung ihrer Betriebe 
' angewiesen sind. 

Bei der Prüfung der Frage eines Verzichts auf intensive Bewirtschaftung 
bundeseigener Flächen müßten außerdem die dafür notwendigen haus- 
haltsrechtlichen und -wirtschaftlichen Voraussetzungen berücksichtigt 
sowie ein gleiches Verhalten unserer Partnerstaaten in der EG angestrebt 
werden. 

18. Abgeordneter Bedeutet das vom Finanzplanungsrat festgestell- 

Poß te Beratungsergebnis der 60. Sitzung vom 13. Ju- 

(SPD) ni 1986 (BMF- Finanznachrichten Nr. 19/86), daß 

der Bundesminister der Finanzen es für richtig 
hält, wenn die Gebietskörperschaften in den 
kommenden Jahren zur Finanzierung von Steu- 
ersenkungen auch ihre Finanzierungssalden 
vergrößern, während im Unterschied dazu meh- 
rere Länder die Konsolidierung weiterhin für 
vorrangig halten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juni 1986 

In der Pressemitteilung stellen alle Mitglieder des Finanzplanimgsrats 
gemeinsam fest, daß das Defizit des öffentlichen Gesamthaushalts immer 
noch zu hoch sei imd deshalb die sparsame Ausgabenpolitik bei Bimd, 
Ländern imd Gemeinden fortgesetzt werden müsse. Der Bimd imd meh- 
rere Länder vertraten darüber hinaus die Auffassung, daß durch zurück- 
haltende Ausgabenpolitik auch Spielraum für eine weitere Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen zur Förderung imd Festigung des 
Wirtschaftswachstums geschaffen werden muß. Über Umfang, Struktur 
imd Zeitplan von weiteren Steuerentlastungen wird aber erst in der 
kommenden Legislaturperiode entsprechend der dann gegebenen 
gesamt- und finanzwirtschaftlichen Lage zu entscheiden sein. Über den 
hohen Rang der Konsohdierung gab es im Finanzplanungsrat keine 
Meinungsunterschiede. 

19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einnah- 

Poö meausfälle, die durch die zweite Stufe des Steu- 

(SPD) ersenkungsgesetzes 1986/88 ab 1988 entstehen 

werden, zum Teü durch eine Erhöhung der 
Tabciksteuer auszugleichen (vgl. DER SPIEGEL 
vom 23. Juni 1986)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 1. Juli 1986 

Nein. Die Steuersenkimgen auf Grund des Steuerentlastungsgesetzes 
1986/88 erfolgen ohne einen Ausgleich. Dies ergibt sich auch aus dem am 
1. Juli 1986 beschlossenen neuen Finanzplan des Bundes für die Jahre 
1986 bis 1990. 

20. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 2. Juli 1986 

Die Kaiman- Inseln werden wie die Bahamas, Hongkong, die niederländi- 
schen Antillen, Panama und Singapur zu den sogenannten Offshore- 
Zentren gerechnet. Dabei handelt es sich um Länder, deren Banken 
Aktiv- und Passivgeschäfte mit Gebietsfremden und in fremder Währung 
betreiben oder in denen international tätige Finanzienmgsgesellschaften, 


Worauf führt die Bundesregierung die Tatsache 
zurück, daß sich laut Statistik der Deutschen 
Bundesbank die Büanzsumme der Tochterge- 
sellschaften und Zweigniederlassungen deut- 
scher Banken auf den Kaiman-Inseln in den letz- 
ten Jahren versechsfacht hat und auf über 
33 Milharden DM angestiegen ist und damit die 
Kaiman-Inseln bei den Auslandsaktivitäten 
deutscher Banken bereits an dritter Stehe ste- 
hen, und teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß die deutschen Banken auf den Kai- 
man-Inseln in erster Linie als Finanzdrehscheibe 
tätig werden, durch die Gelder in andere auslän- 
dische Staaten geleitet werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dieser Ent- 
wicklung entgegenzutreten, und welche Mciß- 
nahmen sind von ihr geplant? 


11 




Drucksache 10/5824 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Investmentfonds und Holdinggesellschaften ansässig sind. Die dort ange- 
legten Gelder werden in der Regel nicht an gebietsansässige Nichtban- 
ken dieser Zentren ausgeliehen, sondern ins Ausland weitergeleitet. Die 
Existenz dieser Finanzzentren wird durch das Fehlen von Mindestreser- 
veregelungen begünstigt. Dadurch können die Banken das Einlagen- 
ünd das Kreditgeschäft zu günstigeren Konditionen als in der Bundesre- 
publik Deutschland betreiben. 

Nach der Novellienmg des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) Ende 
1984 bereiten die Geschäfte deutscher Kreditinstitute in Offshore- Zen- 
tren bankaufsichtlich im wesentlichen keine Probleme mehr: Zweigstellen 
deutscher Banken im Ausland sind Teile des deutschen Unternehmens, 
so daß die Regeln des KWG ohnehin schon zu beachten waren. Die 
Geschäfte der Tochtenmtemehmen werden nunmehr durch die Einfüh- 
nmg der bankauf sichtlichen Konsolidienmg von den Vorschriften über 
die Eigenkapitalausstattung und die Vergabe von Großkrediten erfaßt. 

Da das Mindestreserveinstrument zu Kapitalabflüssen in ausländische 
Finanzzentren beiträgt, hat die Deutsche Bundesbank dieser Entwick- 
limg durch die Anpassung der Mindestreserve im Frühjahr 1986 entge- 
gengewirkt. Im Rahmen dieser Neuordnung hat die Deutsche Brmdes- 
bank durch deutliche Senkrmg der Reservesätze für Termin- und Spar- 
einlagen das Reservesoll um nmd 8 Milliarden DM gesenkt. Auch das 
Reservegefüge wurde geändert, so daß jetzt Fremdwährungsverbindlich- 
keiten bei deutschen Kreditinstituten weitgehend von der Reservepflicht 
freigesteUt werden. Diese Anpassung der Mindestreserve hat ebenso wie 
die Einfühnmg neuer Finanzierungsinstrumente an den deutschen Geld- 
und Kapitalmärkten zum Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der inländi- 
schen Finanzplätze zu stärken. 

22. Abgeordneter Hat die Bimdesregierung Kenntnis davon, ob der 

Pauli Traditionsverband der 6. SS-Gebirgsdivision 

(SPD) „Nord" als gemeinnützig anerkannt ist und ge- 

gebenenfalls welches Finanzamt die Gemein- 
nützigkeitsanerkennung ausgesprochen hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 2. Juli 1986 

Der Bimdesregienmg ist nicht bekannt, wie der Traditionsverband der 
6. SS-Gebirgsdivision „Nord" steuerlich behandelt wird. Da die Pflege 
der Tradition der ehemaligen Waffen-SS kein gemeinnütziger Zweck ist, 
dürfte die Anerkennung der Gemeinnützigkeit nicht vorliegen. 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
einkommensteuerlichen Praktiken und Bestim- 
mungen, durch die die Einkunftsarten ungleich- 
mäßig erfaßt werden (Zinsen nur zu etwa 
20 V. H., aber Löhne zu 100 v. H.), unsozial sind, 
wie es der Präsident des Bundesfinanzhofs, Prof. 
Franz Klein, im Handelsblatt vom 23. Juni 1986 
vertritt? 

Antwort des PcU’lamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 2. Juli 1986 

Im Handelsblatt vom 23. Juni 1986 ist über einen Vortrag des Präsidenten 
des Bundesfinanzhofs, Professor Franz Klein, berichtet worden, den er auf 
einer Veranstaltung der Gesellschaft zur Förderung der Entbürokratisie- 
nmg gehalten hat. Dabei soll Professor Klein unter anderem die von 
Ihnen wiedergegebene Auffassung über die imterschiedliche Erfassung 
von Zinsen (und Renten) und Löhnen vertreten haben. Offenbar bezieht 


23. Abgeordneter 

Waltemathe 

(SPD) 


12 




Deutscher Bundestag — ^10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5824 


sich Professor Klein mit seiner Aussage, daß die Zinsen nur zu etwa 
20 V. H. erfaßt würden, auf entsprechende Vermutungen, die der Bundes- 
rechnimgshof im Rahmen seiner „Bemerkungen 1985" geäußert hat. 

Die Bundesregienmg konnte diese Vermutungen in einem für den Rech- 
nungsprüfxmgsausschuß des Deutschen Bundestages gefertigten Bericht 
nicht bestätigen. Eine Prüfung hat ergeben, daß sich der Umfang der 
rechtlich imzutreffend nicht der Einkommensteuer unterworfenen Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen auch nicht annähernd verläßlich schätzen 
läßt. Wie bei anderen Einkünften ist auch bei Kapitaleinkünften grund- 
sätzlich anzunehmen, daß die Bürger ihren Erklärungspflichten zur Ver- 
steuerung der 2ünseinkünfte nachkommen. Zugleich konnte die Bundes- 
regierung auf mit den Ländern abgestimmte Verbesserungen bei der 
Auswertung von Kontrollmitteüungen nach § 33 des Erbschciftsteuer- imd 
Schenkungsteuergesetzes hinweisen. 

Die Auffassimg, es gebe unsoziale Praktiken bei der Erfassimg von 
Zinseinkünften, kann die Bundesregierung nicht teüen. Gleiches güt für 
die rechtliche Behandlung. Grundsätzlich sind 2tinsen wie Löhne einkom- 
mensteuerpflichtig. In beiden Bereichen gibt es aber auch Steuerbefrei- 
ungen, die zum Teü sozial begründet sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


24. Abgeordneter 

Kleinert 

(Hannover) 

(FDP) 


Hält es die Bimdesregierung für ordnimgspoli- 
tisch vertretbar, daß die Anteüseigner (zu 
90 V. H. Banken) der Schufa - Vereinigung der 
deutschen Schutzgemeinschaften für allgemeine 
Kreditsicherung e. V. - zum 1. Juli 1986 die Ge- 
legenheit datenschutzrechtlicher Vorwände be- 
nutzen, einen erheblichen Teü der bisherigen 
Benutzer des Systems der Schnellen und preis- 
werten Kreditauskunft von der weiteren Bfenut- 
zung dieses Systems unter Ausnutzung des mo- 
nopolartigen Charakters dieser Einrichtung aus- 
zuschließen und damit einen Wettbewerbsvorteü 
für die Anteüseigner (Banken), insbesondere ge- 
genüber mittelständischen Unternehmen, die für 
Sach- und Geldkredite diese Auskünfte drin- 
gend benötigen, zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 2. Juli 1986 

Das Bundeskarteüamt hat die Kündigungsaktion der Schufa - Vereini- 
gung der Deutschen Schutzgemeinschaften für AUgemeine Kreditsiche- 
rung e. V. - zum Anlaß genommen, ein Verfahren unter dem Aspekt des 
kartellrechtlichen Diskriminierungsverbots einziüeiten. Vor diesem Hin- 
tergrund hat die Schufa inzwischen dem Amt zugesagt, die Kündigungen 
bis zum Ende des KarteUverfahrens auszusetzen und die Unternehmen 
hiervon zu unterrichten. 

Im Ergebnis bleiben bis zur Klärung der anstehenden kartellrechtlichen 
Fragen die Informationsrechte der gekündigten Firmen erhalten, das Amt 
wird in Kürze mit der Schufa und dem Zentralen Kreditausschuß Gesprä- 
che führen sowie Verbindungen mit den Daterischutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder aufnehmen. Ziel des Verfahrens ist es, rechtlich 
nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlungen im Rahmen des Schufa- 
Auskunftsystems zu unterbinden. 

Der Ausgang des Verfahrens bleibt abzuwarten. 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher als 
Dachverband der Verbraucherorganisationen 
zumindest bis Anfang Juni 1986 keine öffentli- 
che Stellungnahme in bezug auf die radioaktive 
Belastimg von Boden imd Lebensmitteln abge- 
geben hat, imd inwieweit ist dies mit ihrer sat- 
zungsgemäßen Aufgabe der Wahmehmimg und 
Vertrebmg von Verbraucherinteressen ver- 
einbar, sowohl im Hinblick auf die angeschlosse- 
nen Verbraucherzentralen als auch auf die Ver- 
braucher/innen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 1. Juli 1986 

Die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher (AgV) e. V. hat die satzimgsge- 
mäße Aufgabe 

- sich bei den für die Gesetzgebxmg xmd Verwaltung zuständigen Stel- 
len sowie bei behördlichen \md privaten Wirtschaftsorganisationen für 
die Interessen der Verbraucher einzusetzen (Verbraucherpolitik, Ver- 
brauchervertrehmg) 

und 

- durch Förderung imd Koordination der Tätigkeit der verbraucherbera- 
tenden Mitgliedsorganisationen und -institutionen sowie durch eigene 
Einrichtungen zur Unterrichtung der Verbraucher beizutragen (Ver- 
braucherberatung, V erbraucherinformation) . 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe erhält sie eine Zuwendung aus dem Bim- 
deshaushalt. Im Rcdimen dieser sogenannten institutioneilen Förderung 
achtet die Bundesregierung zwar auf die zweckentsprechende, d. h. 
satzungskonforme Verwendung der Mittel; sie nünmt aber keinen Ein- 
fluß auf Art und Umfang der einzelnen Maßnahmen des Zuwendungs- 
empfängers. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, hat sich die AgV schon ab dem 
8. Mai 1986 mehrfach sowohl zu den verschiedenen Aspekten der ver- 
braucherrelevanten Folgen des Reaktorunfalls als auch zu den Auswir- 
kungen radioaktiver Belastungen - gestützt auf den jeweiligen ciktuellen 
Informationsstand - geäußert. Dies geschah in Rundfunk- und Fernseh- 
sendungen, in der verbraucherpolitischen Korrespondenz und in einem 
dpa/vwd-Interview. 

26. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher untemom- 

Volmer men, um die Herkunft der bei Mitgliedern gefan- 

(DIE GRÜNEN) gen genommener Contra-Angehöriger in Nica- 

ragua aufgefunden Heckler & Koch-Gewehre zu 
klären, imd liegen der Bundesregierung inzwi- 
schen Erkenntnisse darüber vor, für welchen 
Adressaten in Nicaragua die von der costaricani- 
schen Polizei im Juli 1985 beschlagnahmten 
Heckler & Koch-Maschinengewehre bestimmt 
wciren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 2. Juli 1986 

Die Ermittlungen des Bundeskriminalamtes und der zuständigen Staats- 
anwaltschaft in dieser Sache sind noch nicht abgeschlossen. Der Bundes- 
regierung liegen bisher noch keine Erkenntnisse über den Endempfänger 
der in Costa Rica beschlagnahmten Waffen vor. 


25. Abgeordneter 

Tatge 

(DIE GRÜNEN) 
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27. Abgeordneter In welchem Umfang partizipieren nicht-mittel- 

Vahlberg ständische Unternehmen (mit mehr als 500 Be- 

(SPD) schäftigten) von den mittelstandsorientierten 

Fördermaßnahmen der Bundesregierung? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 2. Juli 1986 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, wonach nicht- 
mittelständische Unternehmen (mit mehr als 500 Beschäftigten) an den 
Fördermaßnahmen der Bundesregierung für kleine und mittlere Unter- 
nehmen partizipieren. Eine Begünstigung von nicht-mittelständischen 
Unternehmen ist auf Grund der Förder- und Vergab erichtliiüen grund- 
sätzlich ausgeschlossen. So sind z. B. bei den ERP-Förderprogrammen die 
Hauptleihinstitute Kreditanstalt für Wiederaufbau und Deutsche Aus- 
gleichsbank angewiesen, die entsprechenden Hüfen nur an Unterneh- 
men mit bis zu 200 Beschäftigten zu vergeben. 

28. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung den Sach- 

Vahlberg verhalt, daß die Deutsche Bundesbank laut Pres- 

(SPD) seberichten ausweist, daß das Defizit aus Ausga- 

ben und Einnahmen deutscher Unternehmen im 
Patent- und Lizenzverkehr 1985 um 200 Millio- 
nen DM höher liegt als 1984 und das Defizit 
insgesamt etwa 1,7 Milliarden DM ausmacht? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 2. Juli 1986 

Die in der Frage angesprochenen Presseberichte beziehen sich offenbar 
auf einen im Monatsbericht der Deutschen Bundesbank vom Mai 1986 
veröffentlichten Beitrag über die „Entwicklung des Patent- und Lizenz- 
verkehrs mit dem Ausland in den Jahren 1984 und 1985 " , in dem auch die 
in der Frage wiedergegebenen Zahlen enthalten und näher erläutert 
sind. Die Bundesregierung teüt die in dem Bericht der Deutschen Bim- 
desbank zum Ausdruck gebrachte Beurteüimg. Danach liegen die Aus- 
gaben im Patent- und Lizenzverkehr deutscher Unternehmen mit dem 
Ausland seit jeher höher als die Einnahmen. Gliedert man jedoch Unter- 
nehmen mit maßgeblicher ausländischer Beteiligung aus, so ergibt sich 
stets ein Einnahmeüberschuß. Der Saldo des Patent- und Lizenzverkehrs 
hängt von einer Reihe wirtschaftlicher Faktoren ab, so daß hieraus nicht 
oder nur wenig auf den Stand des technischen Wissens im internationa- 
len Vergleich geschlossen werden kann. Für den grenzüberschreitenden 
Austausch von technischem Wissen gegen Bezahlung ist vor allem das 
Ausmaß der Kapitalverpflechtung deutscher Unternehmen mit dem Aus- 
land von Bedeutung. Betrachtet man das Ergebnis des Patent- imd 
Lizenzverkehrs im engeren Sinne, d. h. ohne Urheberrechte und Waren- 
zeichen, die nicht den Handel von know how betreffen, so weisen 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland mit maßgeblicher aus- 
ländischer Kapitalbeteiligung einen hohen Ausgabenüberschuß auf. 
Dagegen erzielen Firmen ohne maßgebliche ausländische Kapitalbeteili- 
gung im allgemeinen einen hohen Einnahmeüberschuß. 

Das Einnahmedefizit der Unternehmen mit maßgeblicher ausländischer 
Kapitalbeteiligung im Patent- und Lizenzverkehr im engeren Sinne stieg 
1985, nachdem es im Vorjahr nur geringfü0g zugenommen hatte, kräftig 
von ca. 1,8 Milliarden DM auf 2,1 Milliarden DM. Diese Entwicklung, die 
sich vor allem auf die elektrotechnische Industrie konzentrierte, dürfte 
auch mit dem wieder günstigeren konjunkturellen Klima in der Bundes- 
republik Deutschland Zusammenhängen. Dies güt auch für den Einnah- 
meüberschuß der Unternehmen ohne maßgebliche ausländische Kapital- 
beteiligung, der von 661 Millionen DM im Jahre 1984 auf 772 Millionen 
DM im Jahre 1985 gestiegen ist. 
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Im übrigen verweist die Bimdesregienmg auf die im „Faktenbericht 1986 
zum Bimdesbericht Forschimg" (Drucksache 10/5298) enthaltenen Aus- 
fühnmgen zur Patent- imd Lizenzbüanz der Bundesrepublik Deutschland 
(S. 82 ff.). 


29. Abgeordneter Ist der Bimdesregienmg bekannt, daß bei Bu- 

Gilges chungen von Leihwagen im Ausland für den 

(SPD) Entleiher, sofern die Entleihung über ein Reise- 

büro in der Bundesrepublik Deutschland vorge- 
nommen wird, Schwierigkeiten und Probleme in 
der Hinsicht entstehen, daß die Vermietfirmen 
vor Ort den bestellten Autotyp nicht zur Verfü- 
gung stellen bzw. keinen, den entrichteten 
Kosten entsprechenden Gegenwert erbringen 
und sogar versuchen, die vorher vereinbarten 
Kosten nachträglich zu erhöhen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 1. Juli 1986 

Besondere oder häufigere Probleme deutscher Touristen bei der Anmie- 
timg von Leihwagen im Ausland durch Vermittlimg von deutschen Reise- 
büros der von Ihnen genannten Art vermag ich nicht zu bestätigen. Die 
deutschen Reisebüros bemühen sich generell, nur Leistimgen angesehe- 
ner imd leistungsfähiger ausländischer Autoverleihfirmen zu vermitteln, 
die zudem in einem beachtlichen Wettbewerb imter einander stehen. Die 
größte Reisebürogruppe in der Bundesrepublik Deutschland kennt so gut 
wie keine Beschwerden ihrer Leihwagenkimden. Diese Reisebüros ver- 
mitteln regelmäßig nur nach Personenkraftwagen-Kategorien; ein 
Wimsch nach einem bestimmten Autotyp wird stets nur imverbindlich 
vermerkt. Der Mietpreis wird üblicherweise bereits in dem vermittelnden 
Reisebüro bezahlt, das einen konkret gefaßten Gutschein aushändigt. Bei 
diesem Verfahren ist für nachträgliche Preisänderungen grundsätzlich 
kein Raum. 


30. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, wo- 

Gilges nach Leihwagen, die von Bundesbürgern im 

(SPD) Ausland benutzt werden, häufiger von Auto- 

diebstählen betroffen sind, als privat genutzte 
Personenkraftwagen? 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, wo- 
nach beweiskräftige Verbindungen zwischen in- 
ternationalen Personenkraftwagen- Verleihfir- 
men und organisiertem Diebstahl aus Leihwagen 
im Ausland bestehen, und wenn ja, ist die Bun- 
desregierung bereit, Veranstalter und insbeson- 
dere Reisende auf diesen Zustand aufmerksam 
zu machen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 1. Juli 1986 

Die Bimdesregienmg hat keine Erkenntnisse einschließlich polizeilicher 
Art, die darauf hindeuten, daß die Zahl der im Ausland gestohlenen 
Mietfahrzeuge höher als die Zahl der Diebstähle eigengenutzter Kraft- 
fahrzeuge ist. Das gleiche güt auch für Diebstähle aus Kraftfahrzeugen im 
Ausland. 


31. Abgeordneter 
GUges 
(SPD) 
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32. Abgeordneter Hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer Ver- 

Gilges öffentlichungen, insbesondere zu den Sommer- 

(SPD) monaten, Reisende darauf aufmerksam gemacht, 

daß insbesondere eine Diebstahlsgefährdung 
von Reiseunterlagen und Gepäck aus Leihwa- 
gen besteht? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 1. Juli 1986 

In der vom Presse- imd Informationsamt der Bundesregierung zusammen 
mit sieben beteiligten Bundesministerien herausgegebenen Informa- 
tionsbroschüre „Urlaub - Tips für Ihre Ferienreise" werden Personen- 
kraftwagen-Reisende eindringlich vor den Diebstahisgefahren für das 
Auto, das Gepäck, Ausweise, Reisepapiere, Geld und andere Wertsachen 
gewarnt. Zugleich werden praktische Hinweise für größtmöghche Sorg- 
falt gegeben. Ich verweise auf Seite 72 der Ausgabe 1986/87 dieser 
kostenlos erhältlichen Broschüre. Gesonderte Hinweise für Leihwagen- 
benutzer erübrigen sich angesichts der breiten Streuung der Informatio- 
nen, zumal auch Mietfahrzeuge nicht als solche kenntlich sind. 


33. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung die Tatsache 

Schiatter zurück, daß die unmittelbaren Direktinvestitio- 

(SPD) nen der Tochtergesellschaften \md Zweignieder- 

lassimgen deutscher Unternehmen auf den nie- 
derländischen Antillen sich laut Statistik der 
Deutschen Bundesbank 1984 gegenüber 1983 
verdreifacht haben xmd insgesamt Direktinvesti- 
tionen von über 2 Milliarden DM dort getätigt 
wxirden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 2. Juli 1986 

Die Verdreif achxmg der deutschen Direktinvestitionen auf den niederlän- 
dischen Antillen im Jahre 1984 ist im wesentlichen das Ergebnis einer 
einzigen Transaktion. Gemäß § 11 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke (BStatG) vom 14. März 1980 dürfen Einzelangaben nicht 
gemacht werden. Öie Bestandsstatistik 1984 weist einen Gesamtbestand 
deutscher Direktinvestitionen in Höhe von 1,626 Milliarden DM aus. Die 
Bestandsstatistik 1985 liegt noch nicht vor. 


34. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Schiatter der weitaus überwiegende Teü dieser Direktin- 

(SPD) vestitionen über die niederländischen Antillen in 

andere ausländische Staaten geleitet wurde? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 2. Juli 1986 

Sowohl die Transferstatistik als auch die Bestandsstatistik geben keine 
Auskimft über etwaige Weiterleitxmgen von Direktinvestitionen deut- 
scher Unternehmen aus einem ausländischen Staat in einen anderen 
ausländischen Staat. 


35. Abgeordneter 
Schiatter 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dieser Ent- 
wicklung entgegenzutreten, und welche Maß- 
nahmen sind von ihr geplant? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 2. Juli 1986 

Im Rahmen der Wirtschaftsordnimg der Bimdesrepublik Deutschland 
sind Investitionsentscheidungen Sache der Unternehmen. Dies gilt glei- 
chermaßen für Entscheidimgen deutscher Unternehmen über Direktinve- 
stitionen in einem ausländischen Staat. 


36. Abgeordneter 
Uldall 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ihre 
wirtschaftpolitische Zielsetzung, die Inanspruch- 
nahme von Untemehmensberatungen zu för- 
dern, gezielt durch den in der März- Ausgabe der 
DGB- Zeitschrift „Die Mitbestimmung" zitierten 
Leitfaden für die Behinderung der Arbeit von 
Untemehmensberatungen xmterlaufen wird, und 
sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
ihre Fördermaßnahmen gegenüber dem auch 
von den Gewerkschaften getragenen Rationali- 
sierungskuratorium der deutschen Wirtschaft zu 
überdenken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 27. Juni 1986 

Die Bimdesregienmg sieht in der Förderung der Inanspruchnahme von 
Untemehmensberatungen durch kleine imd mittlere Unternehmen ein 
wirksames Mittel, ihre Leistimgs- und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 
und die Arbeitsplätze der dort tätigen Menschen zu sichern. 

Die genannte Zeitschrift, die den zitierten Leitfaden „Ein Untemehmens- 
berater wird engagiert - Leitfaden für den Betriebsrat" herausgegeben 
hat, wird von der Hans-Böckler-Stiftung publiziert und verantwortet, d. h. 
sie kaim allenfalls als dem DGB nahestehend bezeichnet werden. Die 
Bimdesre0erung möchte sich deshalb nicht zu den in ihm enthaltenen 
Verhaltensregeln an die Betriebsräte äußern. 

Die Bimdesregienmg sieht in diesem Zusammenhang allerdings keine 
Notwendigkeit, ihre bewährten Förderungsmaßnahmen gegeüber dem 
von den Gewerkschaften mitgetragenen Rationalisierungs-Kuratorium 
der deutschen Wirtschaft zu überdenken. 

Die Gründe hierfür sind folgende: 

- Das RKW ist über seinen Beratungsdienst als Veranstalter von öffent- 
lich (durch Bund imd Länder) geförderten Beratungen bei kleinen und 
mittleren Unternehmen erfolgreich tätig. 

- Das Arbeitsprogramm des RKW, das Beratung kleiner und mittlerer 
Unternehmen als Schwerpunktaufgabe umfaßt, wird von den im 
RKW-Vorstand vertretenen Repräsentanten der Gewerkschaften voll 
mitgetragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Wie hoch war die Summe, mit der die Bimdesre- 
gierung die Nürnberger Ausstellung Wüdtier 
und Umwelt („Weltjagdausstellung") gefördert 
hat, und mit welcher Summe hat sich die Bun- 
desregierung am Würzburger Umwelttag betei- 
ligt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 30. Juni 1986 

Der Bimdesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat nicht 
die von der Nürnberger Messegesellschaft und dem Deutschen Jagd- 
schutzverband veranstaltete Ausstellung „Wüdtier und Umwelt" insge- 
samt, sondern nur den Ausstellimgsbeitrag 

Erhaltimg von Biotopen imd der Artenvielfalt 
der natürlichen Pflanzen- imd Tiergesellschaft 

mit einem Zuschuß von 300 000 DM gefördert. 

Den Differenzbetrag zu den Gesamtkosten dieser Biotopgestaltimg von 
rund 630 000 DM hat der Deutsche Jagdschutzverband zu tragen. 

Bei der Erhaltimg eines artenreichen und gesimden Wüdbestandes 
kommt der Erhaltung imd Gestaltung von Biotopen heute eine entschei- 
dende Bedeutung zu. Die Beteiligimg des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten an der Präsentation von speziellen 
natumahen Lebensräumen diente der Information der Öffentlichkeit, 
aber auch der Fachkreise über die Notwendigkeit der Biotoperhaltung. 
Zugleich wurde damit auf die tragende Verantwortung derer hingewie- 
sen, die unmittelbare Einwirkungsmöglichkeiten auf diesen Bereich der 
Umwelt haben. 

Der natumahe Ausstellungsbeitrag fand in der Öffentlichkeit und bei 
Fachkreisen eine sehr positive Resonanz. 

Betreffend Würzburger Umwelttag wurde aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern 1985 dem Deutschen Naturschutzring als 
maßgeblichem Mitveranstalter des Deutschen Umwelttages eine projekt- 
gebundene Zuwendung in Höhe von 70 000 DM gewährt. Der Bundesmi- 
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat innerhalb seiner 
institutioneilen Förderung des Deutschen Naturschutzringes den Ansatz 
für Veranstaltungen im Haushaltsjahr 1986 im Hinblick auf den Deut- 
schen Umwelttag um 28 600 DM erhöht. 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


38. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 26. Juni 1986 

Die Bundesregierung sieht Möglichkeiten, im Rahmen von Verhandlun- 
gen, die unter dem Dach der Gemeinsamen Protokollerklärung zum 
Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR stattfinden, auch die im Zweiten Welt- 
krieg nach Mitteldeutschland ausgelagerten und z. Z. in der DDR aufbe- 
wahrten Gemälde des Wiesbadener Museums zurückzuführen. 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 
Rahmen des Abkommens über kulturelle Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR, die aus Wiesbaden 
nach Dresden ausgelagerten Gemälde des Wies- 
badener Museums zurückzuführen? 


39. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Kann im Rahmen einer solchen Regelung auch 
das in der hessischen Landesbibliothek in Wies- 
baden aufbewahrte „Mainzer Psalter" an die 
DDR- Stellen zurückgegeben werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 26. Juni 1986 

Im Rahmen der Regelungen aus den erwähnten Verhandlungen soll auch 
der in der hessischen Landesbibliothek in Wiesbaden aufbewahrte 
„Mainzer Psalter" an den Eigentümer in der DDR zurückgegeben wer- 
den. Die rechtlichen Voraussetzungen hierfür sind durch das am 
20. Dezember 1985 in Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Rechts- 
träger-Abwicklungsgesetzes (BGBl L S. 2460) geschaffen worden. 


40. Abgeordneter Wann ist mit einem Ergebnis der Verhandlungen 

Schmitt zu rechnen? 

(Wiesbaden) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 26. Juni 1986 

Ein Zeitpunkt für den Abschluß der unter Frage 38 erwähnten Verhand- 
lungen („Expertengespräche") kann noch nicht genannt werden. In der 
ersten Phase dieser Verhandlungen soll der Austausch von verlagertem 
Archivgut geregelt werden. Alsdann sollen sich nach Auffassung beider 
Seiten Verhandlungen über den Austausch von Beständen und Gegen- 
ständen aus anderen Bereichen (büdende Kunst, Kunstgewerbe usw.) 
unverzüglich anschließen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


41. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das ge- 

Horn Samte Verkehrsführungspersonal der Bundes- 

(SPD) wehr bei den Verkehrskommandantmen, den 

Wehrbereichskommandos und dem Stab des 
Territorialkommandos Süd durch Erlaß des Ter- 
ritorialkommandos Süd vom 7. März 1986 gehal- 
ten ist, ab 1. Aprü 1986 bis auf Widerruf „einen 
Nachweis der geleisteten Tätigkeiten" zu füh- 
ren, imd was ist der Grund für diesen Erlaß? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 27. Juni 1986 

Der Bimdesregierung ist bekannt, daß das Territorialkommando Süd mit 
Befehl vom 7. März 1986 ab 1. Aprü 1986 Erhebungen zur Erfassung von 
Tätigkeiten und Auslastungsnachweisen bei Dienstposten der Militäri- 
schen Verkehrsfühnmg angeordnet und die Vorlage eines Erfahrungsbe- 
richtes hierzu zum 1. August 1986 gefordert hat. 

Diese Erhebungen sind zur Vorbereitung der anstehenden Haushaltsver- 
handlungen über Aufgabenstellung, Organisation und Personalbedarf 
der militärischen Verkehrsorganisation erforderlich. 


42. Abgeordneter 

Horn 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht; daß ein 
solcher Erlaß vereinbcir ist mit den Zielsetzungen 
des Bundesministers der Verteidigung, die Büro- 
kratisierung in der Bundeswehr zu verringern? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 27. Juni 1986 

Die Bundesre0ening ist nicht der Ansicht, daß diese Erhebungen im 
Widerspruch zur grundlegenden Zielsetzung des Bundesministers der 
Verteidigung, den Geschäfts- und Schriftverkehr innerhalb der Bundes- 
wehr auf das unbedingt erforderliche Maß zu reduzieren, stehen. Viel- 
mehr geht es hier darum, durch Erfassung und Auswertung aller relevan- 
ten Daten die Schaffung einer bedarfsorientierten Struktur und Personal- 
ausstattung der militärischen Verkehrsorganisation zu erreichen. 


43. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Horn daß es im 31. Jahr des Bestehens der Bundes- 

(SPD) wehr möglich ist, Dienstpostenbeschreibuhgen 

des Verkehrsführungspersonals der Bundeswehr 
auch ohne einen täglichen „Tätigkeitsnachweis 
nach Art imd Zeit" vorzunehmen, und hat die 
Bundesregierung Verständnis für die Verärge- 
rung des betroffenen Personals über diesen be- 
fohlenen „Nachweis seiner Daseinsberechti- 
gung"? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 27. Juni 1986 

Die angeordnete Überprüfung und gegebenenfalls Berichtigung der vor- 
liegenden Dienstpostenbeschreibimgen dient der erforderlichen Berück- 
sichtigung der vor Ort tatsächlich anfallenden Tätigkeiten und Arbeitsbe- 
lastungen, da nur so eine anforderungs- und leistungsgerechte Dienstpo- 
stenbewertimg bewirkt werden kann. Darüber hinaus kommt es darauf 
an, den nach Einführung des EDV-Systems HEROS-5A/^erkehrsführung 
Straße veränderten Zuordnimgen und Einzeltätigkeiten entsprechend 
den zwischenzeitlich gewonnenen Erfahrungen Rechnung zu tragen. 

Insoweit sieht die Bundesregierung keinen Anlaß für eine „ Verärgerung " 
des von den einschlägigen Erhebungen betroffenen Personals. 

44. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Hom diesen Erlaß, gegen den bereits Widersprüche 

(SPD) seitens betroffener Personalvertretungen vorlie- 

gen und gegen den Beschwerden erwogen wer- 
den, schnellstmöglich außer Kraft zu setzen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 27. Juni 1986 

Der Bundesrechnungshof hat nach Überprüfung der militärischen Ver- 
kehrsorgemisation vorgeschlagen, erhebliche Personalkürzungen in die- 
sem Bereich vorzunehmen, ln den bevorstehenden Haushaltsverhand- 
limgen - u. a. unter Beteiligung von Beauftragten des Bundesrechnungs- 
hofs - soU nunmehr die Vorhaltung einer an den zwingenden militäri- 
schen Erfordernissen ausgerichteten militärischen Verkehrsorganisation 
sichergestellt werden. 

Die in Rede stehenden Erhebungen bei den Dienstposten der Militäri- 
schen Verkehrsfühnmg im Territorialkommando Süd sind eine wesentli- 
che Voraussetzung hierfür. Die Bundesregierung sieht dciher keinen 
Anlaß, den hierzu ergangenen Befehl aufzuheben. 

Im übrigen werden diese Erhebungen nach Auswertung des zum 
1. August 1986 vorzulegenden Erfahrungsberichtes entfallen. 
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45. Abgeordneter Ist sich der Bundesminister der Verteidigung der 

Kolbow Tatsache bewußt, daß seine Aussage während 

(SPD) des sicherheitspolitischen Kongresses der CDU 

im Mai in Bonn, ciie SPD sei „ein Sicherheitsrisi- 
ko*, deren Sicherheitskonzept „falsch \md ge- 
fährlich* sei; wer die SPD wähle, „stellt unsere 
Sicherheit in Frage* von vielen der ihm \mter- 
stellten Soldaten, die sich zur SPD bekennen, als 
eine Verletzimg der Loyalität des Dienstherm 
gegenüber seinen Untergebenen aufgefaßt wor- 
den ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Juni 1986 

Die Passagen aus der Rede des Bimdesministers der Verteidigung am 
14. Mai 1986 lauten: „Was nützt das schönste Bekenntnis zur Allianz, 
wenn man deren Politik ablehnt? Das allein schon stempelt ciiese Partei 
zum Sicherheitsrisiko. Wer sie wählt, muß wissen, daß sie unsere Sicher- 
heit in Frage stellt.* 

Diese Aussage ist Bestandteü der politischen Auseinandersetzimg um 
den Gang deutscher Sicherheitspolitik. Sie richtet sich erkennbar gegen 
die Politik einer Partei - nämlich der SPD -, nicht aber gegen Personen 
und schon gar nicht gegen Soldaten. Daher ist der Vorwurf abwegig, 
damit werde die Loyalitätspflicht des Vorgesetzten gegenüber seinen 
Untergebenen verletzt. 

46. Abgeordneter Wie gedenkt der Bundesminister der Verteicii- 

Kolbow gung diese Verletzung der Loyalität des Dienst- 

(SPD) herm wiedergutzumachen, durch die sich junge 

Soldaten „bitter betroffen*, diskreditiert \md be- 
leidigt*, „mit Spionen, Saboteuren u. ä. gleich- 
gesetzt* fühlen, wie einem mir vorliegenden 
Schreiben entnommen werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Juni 1986 

Da keine Verletzung der Loyalität vorliegt, ist nichts „wiedergutzuma- 
chen " . Den Bundesminister der Verteidigung hat lediglich ein Brief eines 
einzigen Soldaten erreicht, der in dieser Weise Betroffenheit ausdrückt. 


47. Abgeordneter Ist sich der Bundesminister der Verteidung der 

Kolbow Reichweite und der Auswirkungen solcher Aüs- 

(SPD) sagen auch in der Bundeswehr bewußt, die dazu 

geführt haben, daß militärische Vorgesetzte, cüe 
sich zur SPD bekeimen, nach diesen Aussagen 
ihres obersten Dienstherm über Autoritätsverlu- 
ste für sie persönlich und über Störungen im 
Betriebsklima \md in der Kameradschaft xmter 
den Soldaten berichten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Juni 1986 

Diese Unterstellung entbehrt jeder Grundlage. Der Bimdesminister der 
Verteidigung geht davon aus, daß die Autorität von Vorgesetzten auf ihre 
Persönlichkeit und Leistung gründet und nicht auf ihrem Bekenntnis zu 
einer Partei. 
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48. Abgeordneter Ist nach diesem Pauschalufteil des Bundesmini- 

Kolbow sters der Verteidigung in Zukunft damit zu rech- 

(SPD) nen, daß Soldaten, die sich zur SPD bekennen, 

mit anderen Soldaten vergleichbare Aussichten 
auf Verwendimg, Beförderung und loyale Be- 
handlung durch ihren obersten Dienstherm nicht 
mehr haben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Juni 1986 

Nein. Über Verwendung und Beförderung von Soldaten entscheidet 
gerade unter der Verantwortung von Minister Dr. Wömer Persönlichkeit, 
Charakter imd Leistung der Soldaten und nicht Parteizugehörigkeit oder 
das Bekenntnis zu einer Partei. Dies muß und wird auch künftig unter 
seiner Verantwortung so bleiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie, Frauen und Gesundheit 


Auf Grund welcher Rechtsvorschriften sind Ärz- 
te und Hebammen verpflichtet, an allen Neuge- 
borenen imverzüglich ^e Credesche Prophylaxe 
vorzunehmen, das heißt, ihnen eine Silbemitrat- 
Lösung in die Augen zu träufeln, um die früher 
- in der vor-antibiotischen Aera - weit verbreite- 
te eitrige Bindehautentzündung durch Tripper- 
Erreger zu verhüten, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung Publikationen, in denen die Crede- 
sche Prophylaxe als überholt und schädlich ab- 
gelehnt wird, weü AgNOa gegen andere und 
heute wahrscheinlich häufigere genital und un- 
ter der Geburt weitergereichte Krankheitserre- 
ger unwirksam ist, Silbemitrat -in kristaUiner 
Form „Höllenstein" geheißen - bei Neugebore- 
nen fast immer zu einer unspezifischen chemisch 
ausgelösten Bindehautentzündung führt, die bis 
zu drei Tagen anhalten kann, und weü schüeß- 
lich die generelle Prophylaxe verhindert, daß 
nach erfolgter Infektion die Infektionskette nach 
rückwärts verfolgt werden kann, so daß z. B. die 
Mutter, die ihr Kind angesteckt hat, weiterhin 
Gonokokken verbreitet? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 2. Juli 1986 

Es gibt keine Rechtsvorschriften, nach denen Ärzte und Hebammen 
verpflichtet wären, an aUen Neugeborenen unverzüglich die Credesche- 
Prophylaxe vorzimehmen, d. h. ihnen eine Sübemitrat-Lösung in die 
Augen zu träufeln. Für Hebammen wird in landesrechtlichen Dienstord- 
nungen lediglich vorgeschrieben, daß sie bestimmte Geräte und Arznei- 
mittel „zum sofortigen Gebrauch bereitziüialten" haben. Diese Geräte 
und Arzneimittel müssen auch zu jeder Entbindimg im Hebammenkoffer 
bereitgehalten werden. Zu den Arzneimitteln gehört eine Packung 
Augentropfen mit mindestens fünf Ampullen oder Paretten 1 prozentiger 
HöUensteinlösimg. Für die Anwendimg ist die Einwilligimg der Eltern 
erforderlich. Fehlt sie, darf weder ein Arzt noch eine Hebamme die 
Sübemitrat-Lösung anwenden. Es sind auch Fälle in der Praxis bekannt, 


49. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 
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in denen die Mutter oder der Vater die Anwendung einer Silbemitrat- 
Lösung beim neugeborenen Kind nicht wünscht. In diesen Fällen unter- 
bleibt die Anwendung. 

Die Cred^sche- Prophylaxe dient der Verhinderung der Neugeborenen- 
Gonoblennorrhö, einer Erkrankung, die zu schweren Schäden des Auges 
führen kann. Die Durchführung der Prophylaxe mit 1 prozentiger Silber- 
nitrat-Lösimg wird nach vorherrschender wissenschaftlicher Meinung 
auch heute noch empfohlen. Die Bundesregienmg verfolgt die infektions- 
epidemiologische Entwicklimg auch in diesem Bereich und wird in ihrer 
Zuständigkeit die gegebenenfalls notwendige Weiterentwicklung der 
medizinischen Erkenntnisse und Möglichkeiten unterstützen. 

50. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 2. Juli 1986 

Sollten sich in der medizinischen Wissenschaft neue Erkenntnisse durch- 
setzen und neue Behandlimgsmethoden gefunden werden, die wirksa- 
mer oder xmschädlicher sind als die Crede-Prophylaxe, würde sich die 
Bundesregierung, die im Sinne eines kooperativen Föderalismus im 
ständigen Meinimgsaustausch mit den zuständigen obersten Landesge- 
simdheitsbehörden steht, für eine Änderung der Vorschriften, die das 
Bereithalten von Silbemitrat- Lösung vorschreiben, einsetzen. 


Ist der Bimdesregierung bekannt, daß nicht we- 
nige Kinderärzte die Credö-Prophylaxe ableh- 
nen, weil sie mehr schade als nütze imd es besser 
sei, eine eventuell eingetretene Infektion präzi- 
se, d. h. mit Erregemachweis, Resistenztestung 
und Aufdeckung der Infektionskette zu diagno- 
stizieren und sie gezielt zu behandeln, wozu 
heute jede normal ausgestattete Geburtsklinik 
imstande ist, imd beasichtigt die Bundesregie- 
rung, die Rechtsgrundlage zu ändern, auf Grund 
derer die Credösche-Prophylaxe bis heute obh- 
gat ist? 


51 . Abgeordneter Kann die Bimdesregieiung zusichem, daß die für 

Delorme das Vierte Gesetz zur Änderung der Bimdes- 

(SPD) ärzteordnimg erforderliche Fünfte Novelle der 

Approbationsordnung rechtzeitig vor Inkrafttre- 
ten des Gesetzes verabschiedet wird? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. Juli 1986 

Das Vierte Gesetz zur Änderung der Bimdesärzteordnung vom 14. März 
1985 (BGBl. I S. 555) ist am 23. März 1985 in Kraft getreten. Nach seinem 
Artikel 2 läuft die Tätigkeit cds Arzt im Praktikum erstmals in der zweiten 
Jahreshälfte 1987 an. Sie dauert zunächst 18 Monate, später zwei Jahre. 
Die Bundesregierung führt zur Zeit noch Gespräche, um die Fünfte 
Verordnimg zur Änderung der Approbationsordnung für Ärzte, die 
gemäß § 4 der Bundesärzteordnung das Nähere über diese Praxisphase 
regelt, dem Bimdesrat vorlegen zu können. 

52. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 

Delorme der für die Ausbüdungsphase „Arzt im Prakti- 

(SPD) kum" erforderhchen Stellen in den nächsten bei- 

den Jahren, und kann die Bundesregierung auf 
Gnmd ihrer Anfragen bei den Bundesländern 
zusichern, daß die benötigten Stellen vorhanden 
sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. Juli 1986 

In den beiden ersten Jahren des Anlaufens der Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum werdenca. 18 000 Stellen für Ärzte im Praktikum benötigt. Die 
Bimdesregierung geht nach wie vor davon aus, daß die benötigten Stellen 
für Ärzte im Praktikum bereitgestellt werden können. Wie schon in der 
Begründimg zum Vierten Gesetz zur Änderung der Bimdesärzteordmmg 
ausgeführt (Drucksache 10/1963), sollen in den ersten Jahren des Anlau- 
fens der Praxisphase jährlich freiwerdende Arztstellen in den Kranken- 
häusern in Stellen für Ärzte im Praktikum umgewandelt imd aufgeteüt 
werden. Nach den Schätzungen der Bimdesregierung auf Grund der 
Erfahrungen früherer Jahre werden jährlich ca. 5 000 Arztstellen in Kran- 
kenhäusern frei, die in Stellen für Ärzte im Praktikum umgewandelt 
werden können. Es ist derzeit noch nicht bekannt, in welchem Verhältnis 
diese Stellen für Ärzte im Praktikum aufgeteüt werden müssen, da die 
Tarifverträge für Ärzte im Praktikum noch nicht abgeschlossen worden 
sind. 

Die Länder haben mit Erhebimgen darüber begonnen, an welchen Ein- 
richtungen und in welcher Zahl SteUen für Ärzte im Praktikum bereitge- 
steUt werden. Diese Erhebungen sind derzeit noch nicht abgeschlossen. 

Gesetzliche Maßnahmen des Bundes flankieren die BereitsteUung der 
Stellen für Ärzte im Praktikum. Ich verweise auf § 15 Abs. 4 der Bimdes- 
pflegesatzverordnimg vom 21. August 1985 (BGBl. I S. 1666), wonach die 
Kosten der Beschäftigung von Ärzten im Praktikum zu den Selbstkosten 
der Krankenhäuser gehören, soweit SteUen nachgeordneter Ärzte auf 
Ärzte im Praktikum aufgeteüt werden. Ferner weise ich auf das Gesetz 
über die Befristung von Arbeitsverträgen mit Ärzten in der Weiterbüdung 
vom 15. Mai 1986 (BGBl. I S. 742) hin, durch das die Fluktuation der Ärzte 
in den Krankenhäusern zugunsten der Schaffung von SteUen für Ärzte im 
Praktikum gefördert werden kann. 


53. Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. Juli 1986 

Der Entwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Bundesärzte- 
ordnung, der eingehend mit den Ländern erörtert worden ist, sieht eine 
grobe Strukturierung für die Tätigkeit als Arzt im Praktikum vor. Für die 
zweijährige Tätigkeit als Arzt im Praktikum, die von den Absolventen 
eines Medizinstudiums abziüeisten ist, die nach dem 31. Dezember 1991 
die Ärztliche Prüfung ablegen, güt das Folgende: 

Die Tätigkeit ist ganztägig 

- im Krankenhaus, 

- in der Praxis eines niedergelassenen Arztes, 

“ in einem Sanitätszentrum oder einer ähnlichen Einrichtung der Bun- 
deswehr oder 

- in einer JustizvoUzugsanstalt mit hauptamtlichem Anstaltsarzt 

abziüeisten. Sie hat eine mindestens zwölfmonatige Tätigkeit im nicht- 
operativen und eine mindestens sechsmonatige Tätigkeit im operativen 
Bereich zu umfassen. 


Kann die Bundesregierung zusichern, daß bis 
zum Inkrafttreten von Gesetz und Verordnung 
die für die Durchführung der Ausbüdungsphase 
„Arzt im Praktikum" erforderliche inhaltliche 
Grob Strukturierung gemeinsam mit den Bundes- 
ländern erarbeitet worden ist? 
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Tätigkeiten 

- im öffentlichen Gesimdheitsdienst, 

- im versorgungs-, Vertrauens-, werks- oder betriebsärztlichen Dienst, 

- in einer Einrichtung für die Rehabilitation Behinderter oder 

- in einer truppenärztlichen Einrichtung der Bimdeswehr 
können bis zu sechs Monaten angerechnet werden. 

Für Studierende der Medizin, die zwischen dem 30. Juni 1987 und dem 
31. Dezember 1991 die Ärztliche Prüfimg erfolgreich ablegen, dauert die 
Tätigkeit als Arzt im Praktikum gemäß Artikel 2 des Vierten Gesetzes zur 
Änderung der Bimdesärzteordn\mg 18 Monate. Insoweit ist folgendes 
vorgesehen: 

In den Fällen, in denen die Ärztliche Prühmg bis zum 30. Juni 1989 
erfolgreich abgelegt wird, soll die Tätigkeit als Arzt im Praktikum nach 
Möglichkeit eine mindestens neunmonatige Tätigkeit im nichtoperativen 
Bereich und eine mindestens sechsmonatige Tätigkeit im operativen 
Bereich umfassen. Wird die Ärztliche Prüfimg nach dem 30. Juni 1989 
erfolgreich abgelegt, hat die Tätigkeit als Arzt im Praktikum in jedem Fall 
die genannten Tätigkeitszeiten im nichtoperativen und im operativen 
Bereich zu umfassen. 

Auf die 18monatige Praxisphase können Tätigkeiten im öffentlichen 
Gesundheitsdienst, im versorgungs-, Vertrauens-, werks- oder betriebs- 
ärztlichen Dienst, in einer Einrichtung für die Rehabilitation Behinderter 
oder in einer truppenärztlichen Einrichtimg der Bundeswehr nur bis zu 
drei Monaten angerechnet werden. 

Ist die Bundesregierung bereit, die Regelung 
„Arzt im Praktikum" fallenzulassen und erneute 
Überlegungen über die Verbesserung der ärztli- 
chen Ausbildung anzustellen, falls die erkennba- 
ren Schwierigkeiten bei der Bereitstellung der 
erforderlichen AiP- Stellen nicht behoben wer- 
den können? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. Juli 1986 

Die Tätigkeit als Arzt im Prciktikum ist bereits gesetzlich eingeführt 
worden. Die Bimdesregiening wird alles xmtemehmen, damit die Rege- 
limg „Arzt im Praktikum" realisiert werden kann. 

Wie viele Versuchstiere könnten nach Schätzung 
der Bundesregienmg jährlich in der Bundesre- 
publik Deutschland eingespart werden, wenn 
der von dem britischen Biologen Dr. Oliver Flint 
entwickelte Zelltest bei der Prüfimg neuer Arz- 
neistoffe zur Anwendung käme, und wann wird 
dieser Test an die Stelle der bisher vorgeschrie- 
benen Tierversuche treten? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 3. Juli 1986 

Der von dem britischen Biologen Dr. Oliver Flint entwickelte Zelltest hat 
zum 2üel, embryotoxische Effekte von Arzneimitteln zu erfassen. Dieser 
Test ist noch nicht so ausgereift, daß er alternativ statt der entsprechen- 
den in vivo-Tests eingesetzt werden könnte. Die Förderung von For- 
schungsprojekten zur Entwicklung dieses Tests für in vitro- Routineprü- 
fungen ist beim Bundesminister für Forschung und Technologie bean- 
tragt; sie wird bald erfolgen. Ergebnisse sind erst in einigen Jahren zu 
erwarten. 


55. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 
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Nach heutigem Erkenntnisstand könnten derartige in vitro- Versuche 
allenfalls zur Erfassung grob- struktureller Mißbildungen geeignet sein, 
sofern sie durch drastisch wirkende Agentien ausgelöst werden. Andere 
reproduktionstoxische Effekte können gar nicht erfaßt werden. 

Vor Abschluß oben genannter Forschimgsprojekte können keine Aussa- 
gen dazu gemacht werden, wie viele Versuchstiere nach der Entwicklung 
dieses Tests mögücherweise eingespart werden können. 


56. Abgeordneter Inwieweit können die im Kemforschungszen- 

Stutzer trum Karlsruhe verbesserten Kultxirmethoden, 

(CDU/CSU) bei denen tierische Zellen in einem dreidimen- 

sionalen Verband wachsen, Tierversuche über- 
flüssig machen, und handelt es sich hier um eine 
anerkannte Erganzimgs- bzw. Ersatzmethode 
für Tierversuche? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 3. Juli 1986 

Die Verwendimg fortgeschrittener Zellkultursysteme wie der multizellu- 
lären Sphäroide (die Zellen wachsen als dreidimensionaler Verband) 
eröffnet neue Forschungsmöghchkeiten. Die Methode wurde in den sech- 
ziger Jahren in den USA entwickelt und hat vor allem auf dem Gebiet der 
angewandten Krebsforschung zu wertvollen Ergebnissen geführt. Im 
Kemforschungszentrum Karlsruhe wurde die Methode noch verbessert, 
so daß nimmehr auch normale, d. h. nicht krebsartige Organzellen als 
Sphäroide kultiviert werden können. Hierdurch kann zukünftig dieses 
Modell in Anwendimgsbereiche Vordringen, die heute noch die Domäne 
von Tierversuchen sind. Trotz dieser positiven Entwicklimgen wird man 
auch in Zukimft auf Tierversuche nicht vöUig verzichten können, insbe- 
sondere dann, wenn das erwartete Ergebnis vom Zusammenspiel ver- 
schiedener Organe imd Gewebe abhängt, außerdem in der Himfor- 
schxmg oder bei der Entwicklimg neuer Operationstechniken, um nur 
einige Felder herauszugreifen. 


57. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung der Malerin 
Sarah Schumann die in Zusammenhang mit ihrer 
durch das Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie und Gestmdheit veranstalteten Ausstellung 
auf der Weltfrauenkonferenz im Frühjahr 1985 in 
Nairobi angefallenen Kosten immer noch nicht 
erstattet? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 2 , Juli 1986 

Frau Sarah Schumann wurde am 27. Juni 1986 für die von ihr zusammen 
mit dem Goethe-Institut, Nairobi, veranstaltete Ausstellung der ihr zuste- 
hende Betrag in Höhe von 4 227,05 DM vom Auswärtigen Amt überwie- 
sen. Durch einen verwaltungstechnischen Irrtum konnte die Zahlung 
leider nicht früher erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

58. Abgeordneter Wieviel der in den letzten 20 Jahren in den 

Ibrügger Ruhestand entlassenen Lokführer der Deutschen 

(SPD) Bundesbahn sind wegen gesundheitlicher Ein- 

schränkungen, insbesondere Rheumaerkran- 
kungen, vorzeitig ausgeschieden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Juni 1986 

Von den zwischen 1965 und 1985 in den Ruhestand getretenen 
22 909 Lokführern sind nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
21 780 wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig ausgeschieden, davon 2 829 auf 
Grund von Erkrankungen der Haut, des Zellgewebes, der Knochen und 
der Gliedmaßen (z. B. Gelenkrheumatismus, Muskelrheumatismus, 
Gicht). 

Bei der Bewertung dieses Anteils sind die besonders hohen Anforderun- 
gen an die Betriebsdiensttauglichkeit im Lokf ahrdienst sowie die Tatsa- 
che zu berücksichtigen, daß die DB nur sehr beschränkte Verwendungs- 
möglichkeiten für Lokführer nach Eintritt einer Betriebsdienstuntauglich- 
keit bieten kann. 


59. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Deutsche Bundes- 

Ibrügger bahn unternommen, um bei den älteren elektri- 

(SPD) sehen Lokomotiven gesundheitsgefährdende 

Zugerscheinimgen durch undichte Fenster und 
Türen, undichte Isolierungen des Fußbodens so- 
wie Rohr- und Lampendurchbrüche auszu- 
schließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Juni 1986 

Die Deutsche Bundesbahn hat zur Vermeidung von Zuglufterscheinun- 
gen in Führerräumen von älteren elektrischen Lokomotiven folgende 
Maßnahmen ergriffen: 

1) An den Seitenblechen wurden in den Fußnischen der Führertische 
Isoliermatten angebracht. 

2) Die Führerraumrückwände - speziell die der Lok E 141 - wurden 
ab ge dichtet. 

3) Die Türen zwischen Führerraum und Maschinenraum werden derzeit 
bei Bedarf mit neuen Hohlkamm-Dichtungen ausgerüstet. 

4) Die Einstiegräume zu den Führerräumen wurden konstruktiv überar- 
beitet mit dem Ziel, verbesserte Dichtungen einbauen zu können. Die 
entsprechende Umrüstung erfolgt im Rahmen der planmäßigen Unter- 
suchungen der Lokomotiven in den Ellok- Ausbesseningswerken. 


60. Abgeordneter Werden die Klimaanlagen der Lokomotive E 120 

Ihrügger so äusgelegt, daß im Winter ein Kältezug, der 

(SPD) während der Erprobung auftrat, vermieden wird 

und im übrigen bei extremen Witterungsbedin- 
guAgen das Beschlagen der Seitenscheiben aus- 
geschlossen bleibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Juni 1986 

Die Deutsche Bundesbahn hat veranlaßt, daß die bei den Prototypen der 
Lokomotive E 120 festgestellten technischen Unzulänglichkeiten an den 
Klimaanlagen nach Änderung der Luftführung bei den Serienfahrzeugen 
dieses Typs nicht mehr auftreten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 2. Juli 1986 

In der Bundesrepublik Deutschland wird gegenwärtig in über 100 Anla- 
gen Biogas aus Hühner-, Schweine- und Rindergülle gewonnen. Die 
Entwicklung der hierbei eingesetzten Verfahren wurde mit Bundes- und 
Landesmitteln vorangetrieben. Wegen der preislichen Konkurrenz ande- 
rer Energieträger (z. B. Heizöl, Erdgas) sowie der oft fehlenden zeitlichen 
Übereinstimmung von Energiebedarf einerseits und der Biogaserzeu- 
gung andererseits stagniert allerdings derzeit die weitere Anwendung 
dieser Energie. 

Nach dem vom Deutschen Bundestag am 18. Jirni 1986 verabschiedeten 
Abfallgesetz erhält die Verwertung von Abfällen Vorrang vor der Beseiti- 
gung. Die Bimdesregiemng räumt der energetischen Nutzung von Abfäl- 
len - bei voller Anwendimg der inzwischen erheblich verschMten Anfor- 
derungen der TA Luft - große Bedeutung ein. Die weitere Entwicklung 
wird nicht zuletzt davon abhängen, inwieweit Strom imd Fernwärme aus 
MüUverbrennimgsanlagen von den Unternehmen der Energiewirtschaft 
zu angemessenen Entgelten abgenommen werden. Hier sollen die ent- 
sorgungspflichtigen Körperschaften ihre Mitspracherechte stärker als 
bisher nutzen. 

Neben der ständigen Weiterentwicklung der Verbrennungstechnik wer- 
den auch neue Verfahren, wie die Wirbelschichtfeuenmg, Pyrolyse und 
die Herstellimg von Brennstoff aus Müll (BRAM) imter Einsatz erheb- 
licher öffentlicher Mittel auf ihre Anwendbarkeit überprüft. So wurden in 
den letzten zehn Jahren ca. 110 Millionen DM Bundesmittel in diesem 
Bereich ausgegeben, davon ca. 35 Millionen DM für die Pyrolyse und 
9 Millionen DM für BRAM. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, aus Gülle Energie zu gewinnen, und ist sie 
bereit, neue Konzepte der Energiegewinnung 
aus Abfallprodukten zu erarbeiten? 


62. Abgeordneter 

Dr. Müller 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(CDU/CSU) 

Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 1. Juli 1986 

Die Fragen werden auf Grund des inhaltlichen Zusammenhangs gemein- 
sam beantwortet. 

Die Lebensdauer eines in Kraftfahrzeugen eingesetzten Katalysators 
beträgt ungefähr zehn Jahre. Aus diesem Grund liegen in der Bimdesre- 
publik Deutschland noch keine einschlägigen Erfahrungen im Hinblick 
auf die Entsorgimg der Katalysatoren vor. In den Vereinigten Staaten von 


Welche Schadstoffbelastimg sieht die Bundesre- 
gierung durch die Entsorgung der in absehbarer 
Zeit immer häufiger anfallenden verbrauchten 
Katalysatoren von Kraftfahrzeugen auf die Bun- 
desrepublik Deutschland zukommen? 


Auf welche Art und Weise glaubt die Bundesre- 
gierung, können Altkatalysatoren umweltge- 
recht beseitigt werden? 
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Amerika werden die mittlerweile anfallenden verbrauchten Katalysato- 
ren wieder aufgearbeitet. Das Recycling der Katalysatoren ist wegen des 
hohen Edelmetallgehaltes (sie enthalten Platin) wirtschaftiich sinnvoll 
und wird sicherlich auch in der Bundesrepublik Deutschland, wie bereits 
jetzt schon bei verbrauchten Industriekatalysatoren, durchgeführt wer- 
den. Beseitigimgsprobleme sind nicht zu erwarten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


64. Abgeordnete 

Frau 

Dann 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß die Leiterin des Postamtes Am 
Güterbahnhof in Stade, eine wegen neofaschisti- 
scher Aktivitäten bekannte Person zu einer Ver- 
anstaltung des „Bund der Vertriebenen“ in die 
Kantine der Post eingeladen hat, und welche 
Konsequenzen ergeben sich für die Bundesre- 
gierung daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3. Juli 1986 


Es trifft lücht zu, daß die Leiterin des Postamtes Stade neofaschistische 
Aktivitäten durch eine Einladung fördern wollte oder gefördert hat. Die 
angesprochene Veranstaltung des „Bundes der Vertriebenen" hat in der 
Kantine des Postamtes Stade nicht stattgefunden. Es entspricht nicht den 
Gepflogenheiten bei der Deutschen Bundespost, Kantinen entsprechend 
zur Verfügimg zu stellen. 


65. Abgeordneter Auf welche Weise stellt die Deutsche Bundespost 

Tietjen sicher, daß eingeschriebene Sendungen mit 

(SPD) Rückschein, für die eine erhöhte Gebühr für die 

ordnungsgemäße Zustellung entrichtet werden 
müssen, ihre Adressaten auch erreichen, und 
welche Vorkehrungen werden dabei für den Fall 
getroffen, daß eine nicht ordnungsgemäße Beför- 
derung öder Zustellung aufgeklärt werden muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3. Juli 1986 

Einschreibsendungen mit Rückschein werden im Postbetrieb wie die 
übrigen Einschreibsendungen behandelt. Ein- und Auslieferung werden 
nachgewiesen. Die Einlieferung wird bescheinigt; die Umstände der 
Auslieferung werden auf einem Auslieferungsschein festgehalten, der 
bei der Deutschen Bundespost verbleibt und auch bei späteren Rückfra- 
gen als Beleg für die Auslieferung dient. 

Bei den angesprochenen Einschreibsendungen werden zusätzlich die 
Angaben des Auslieferungsscheins nüt dem Anerkenntnis des Empfän- 
gers auf dem Rückschein festgehalten, der an den Einlieferer zurückge- 
sandt wird und ihm gegenüber die Auslieferung bestätigt. Geht ein 
Rückschein verloren, so wird nach den Angaben im Auslieferungsschein 
ein Doppel ausgestellt. 

66. Abgeordneter Stellt nach Auffassung der Bundesregierung 

Tietjen einen schwerwiegenden Fall einer Verletzung 

(SPD) des Briefgeheimnisses dar, der mit allen zu Ge- 

bote stehenden Mitteln aufgeklärt werden sollte. 
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wenn der Inhalt einer eingeschriebenen Brief- 
sendung mit Rückschein aus dem Büro eines 
SPD-Bundestagsabgeordneten bei einer CDU- 
Kreisgeschäftsstelle landet, und welche Maß- 
nahmen ist sie zu treffen bereit, um einen sol- 
chen Fall im Interesse aller Kunden der Deut- 
schen Bundespost künftig auszuschließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3. Juli 1986 

Den der Anfrage zugrxmdeliegenden Vorfall, über den ich mich von der 
Oberpostdirektion Bremen habe imterrichten lassen, bedauere ich außer- 
ordentlich. Da der Absender den von ihm aufzubewahrenden Einliefe- 
rungsschein nicht mehr vorlegen kann imd auch der Briefumschlag nicht 
mehr auffindbar ist, sieht sich die Deutsche Bundespost (DBP) nicht in der 
Lage, in dieser Sache nähere Angaben zu machen. 

Sollte ein Angehöriger der DBP eine derartige Falschausliefenmg vor- 
sätzlich herbeiführen, so würde es sich um einen schweren Verstoß gegen 
die Wahrung des Postgeheimnisses handeln und straf- sowie disziplinar- 
rechtliche Konsequenzen auslösen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


67. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Welche forschungs- und technologiepolitischen 
Programme des Bundesministers für Forschung 
und Technologie, des Bundesministers für Wirt- 
schaft und des Bundesministers für Finanzen 
sind für den Mittelstand bestimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. Juli 1986 

Der von der Bundesregienmg dem Parlament am 9. Aprü 1986 zuge- 
leitete Faktenbericht 1986 zum Bimdesbericht Forschung (Drucksache 
10/5298) enthält in Teü I, Ziffer 9 ein gesondertes Kapitel, in dem die 
Förderung von Forschung und Entwicklimg in kleinen und mittleren 
Unternehmen dargelegt ist. Besonders möchte ich Sie auf die Seiten 56 
bis 72 aufmerksam machen. Im einzelnen sind dort die forschungs- und 
technologiepolitischen Maßnahmen für kleine und mittlere Unternehmen 
erläutert. 

68. Abgeordneter 

Hansen 
(Hamburg) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. JuU 1986 

Auf Seite 72 des Faktenberichts 1986 finden Sie eine Tabelle, der Sie die 
gewünschten Daten entnehmen können. 


Welche Mittelansätze waren und sind dafür 
1982, 1983, 1984, 1985 und 1986 vorgesehen? 


69. Abgeordneter 
Grunenberg 
(SPD) 


Welche Untemehmensgrößenbegrenzungen 
gelten für die einzelnen mittelstandsorientierten 
Forschungs- und Entwicklungsprogramme? 
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70. Abgeordneter Für welche mittelstandsorientierten Forschungs- 

Gninenberg und Entwicklungsprogramme sind keine Unter- 

(SPD) nehmensgrößenbegrenzungen vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. Juli 1986 

Spezifische Untemehmensgrößenbegrenzungen gibt es bei folgenden 
mittelstandsorientierten Fördertmgsmaßnahmen : 

Unternehmen bis 50 Millionen Umsatz 
und 500 Beschäftigte 

Unternehmen bis 200 Millionen Umsatz 
und 1 000 Beschäftigte 

Unternehmen bis 500 MiUionen Umsatz 
Unternehmen bis 10 Beschäftigte 

Daneben konunen verschiedene Maßnahmen wie beispielsweise die 
indirekt-spezifische Fördertmg in hohem Umfang kleinen und mittleren 
Unternehmen zugute. Ausführhcher dargelegt ist dies im Faktenbericht 
1986 zum Bundesbericht Forschung (Drucksache 10/5298) in Teü I, 2Üf- 
f er 9 „ Fördenmgsmaßnahmen des Bundes für kleine und mittlere Unter- 
nehmen". Auch die vom Bimdesministerium für Forschung und Techno- 
logie herausgegebene synoptische Darstellung der Instrumente zur För- 
denmg von FuE in der Wirtschaft informiert über den Kreis der Antrags- 

Inwieweit läßt sich das Verhältnis von indirekter 
und direkter Forschungsförderung in der Weise 
bestimmen, wie es der Faktenbericht 1986 (S. 51) 
des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie tut, in dem zu Bundesausgaben aus Haus- 
haltstiteln des Bundes die Steuermindereinnah- 
men nicht nur des Bimdes, sondern auch der 
Länder hinzuaddiert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. Juli 1986 

Bei der Gegenüberstellung von indirekter imd direkter Forschungsförde- 
rung handelt es sich um einen Indikator, der angeben soll, in welcher 
Relation der Wirtschaft im Bundesgebiet insgesamt Fördermittel auf indi- 
rektem bzw. direktem Wege zugeflossen sind. Daher erscheint es bei 
dieser Gesamtbetrachtung methodisch richtig, jeweüs die Summe der auf 
indirektem bzw. direktem Wege geflossenen Fördermittel an die Wirt- 
schaft gegenüberzustellen. Bei der indirekten steuerhchen Forschimgs- 
fördenmg ist dies die Summe aller Steuermindereinnahmen einschheß- 
lich der Länder und Gemeinden. Bei der direkten Förderung ist dies die 
Summe aller Mittel, die der Wirtschaft aus der direkten Technolo0eför- 
denmg des Bundes zugeflossen sind, denn nur diese werden übhcher- 
weise mit direkter Projektförderung gleichgesetzt. (Inwieweit einzelne 
Fördermittel auf Länderebene der direkten Forschimgsfördertmg zuzu- 
rechnen sind, muß hier außer Betracht bleiben, weü hierzu statistische 
Unterlagen nicht verfügbar sind.) 

Wie sieht das Verhältnis von direkter zu indirek- 
ter Forschungsförderung aus, wenn nur Bundes- 
ausgaben und die Steuermindereinnahmen des 
Bundes zugrunde gelegt werden, und wie ent- 
wickelt sich dann das Verhältnis jährlich seit 
1980? 


72. Abgeordneter 
Vosen 
(SPD) 


berechtigten. 


71. Abgeordneter 
Vosen 
(SPD) 


Personalkostenzuschuß 

Forschimgspersonal- 

Zuwachsförderxmg 

Auftragsforschung 
imd -entwicklung 

Technologieorientierte 

Untemehmensgründimgen 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. Juli 1986 

Bei Herausrechnung der Anteile der Länder und Gemeinden aus den 
Mindereinnahmen für die steuerliche Forschimgsförderung ergibt sich 
folgendes Verhältnis von indirekter zu direkter Forschungsförderung: 


1980 

1 : 5,9 

1981 

1 : 5,6 

1982 

1 : 5,8 

1983 

1 : 4,0 

1984 

1 : 3,7 


Wie aus meiner Antwort zu Frage 71 hervorgeht, vermag ich dieser 
Partialbetrachtung zwar nicht zu folgen, immerhin zeigt aber auch diese 
Entwicklvmg den deutlichen Anteilsgewinn der indirekten Forschvmgs- 
förderung seit 1983. 

73. Abgeordneter Wie entwickelte sich der Patent- und Lizenzver- 

Lennartz kehr der Bimdesrepublik Deutschland mit dem 

(SPD) Ausland seit 1975 (vgl. Drucksache 7/5688), 

auf geschlüsselt nach Unternehmen mit vmd ohne 
ausländische Kapitalbeteiligung? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 3. Juli 1986 

Die Entwicklimg des Patent-' und Lizenzverkehrs der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Ausland ist Gegenstand regelmäßiger Berichter- 
stattimg der Deutschen Bxmdesbank (zuletzt in den Monatsberichten der 
Deutschen Bimdesbank, Mai 1986); hinsichtlich der Entwicklimg in den 
Jahren 1975 bis 1984 - auch auf geschlüsselt nach Unternehmen mit und 
ohne ausländische Kapitalbeteiligung - verweise ich auf eine Darstel- 
lung im Faktenbericht 1986 zum Bundesbericht Forschung (Drucksache 
10/5298, S. 82 bis 85). 

74. Abgeordneter Wie hoch waren in den letzten zehn Jahren die 

Lennartz Zahlungen für die Inanspruchnahme ausländi- 

(SPD) scher Forschungslabors und die sonstigen aus- 

ländischen Regiespesen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 3. Juli 1986 

Die Frage enthält keine Angabe darüber, wessen Zahlungen hier von 
Interesse sind. Unterstellt man, daß diese Frage im Kontext der Patent- 
und lizenzbüanz der Bundesrepublik Deutschland steht, so ist darauf 
hinzuweisen, daß die in diesem Zusammenhang von der Deutschen 
Bundesbank veröffentiichten Daten über Einnahmen und Ausgaben für 
technische Forschung, die bei der Erstellung der deutschen Zahlungsbi- 
lanz aus den „Entgelten für selbständige Arbeit" (z. B. Vergütungen für 
technische und kaufmännische Beratung oder Hilfeleistung etc.) ausge- 
gliedert werden, nur in der Gliederung nach Wirtschaftszweigen und 
Ländern (vgl. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Mai 1986, 
S. 44 und Faktenbericht 1986 zum Bundesbericht Forschung, Tabelle W 
24, S. 288), nicht jedoch tiefer gegliedert nach Art der erbrachten Lei- 
stung (z. B. „Regiespesen") vorliegen. 

75. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß es 

Lennartz sich bei einem Teü der in den vorstehenden 

(SPD) Fragen genannten Zahlungen ins Ausland nicht 

um einen üblichen Leistungsaustausch in ange- 
messener Höhe handelt? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 3. Juli 1986 

Die Frage, ob eine Zahlung angemessenes Entgelt für eine erbrachte 
Leistung ist, ließe sich nur bei Kenntnis des Einzelfalls und mit Bezug 
auf ein Bewertimgskriterium beantworten. Die in den vorstehenden Fra- 
gen 73 imd 74 angesprochenen Daten beinhalten jedoch eine Vielzahl 
von Zahlimgen und Transferleistungen. Die Höhe der Entgelte muß sich 
nicht immer an einem „Marktpreis" - falls es so etwas überhaupt gibt- 
orientieren; dies dürfte insbesondere auf verbundene Unternehmen 
zutreffen. Vielmehr können die Grenzen zwischen Patent- und Lizenz- 
zahlimgen einerseits und Gewinnausschüttungen oder allgemeinen Kon- 
zemumlagen andererseits im Einzelfall nur schwer gezogen werden. 
Differenzen in der steuerlichen Belastung und devisenrechthchen Rege- 
lungen, z, B. unterschiedliche Transferbestimmimgen für Kapitalerträge 
bzw. Lizenzgebühren, können hier von Einfluß sein. Ob auf diese Weise 
die Einnahmen und Ausgaben für Patente und Lizenzen zu hoch oder zu 

niedrig ausgewiesen werden, kann nicht ab geschätzt werden. 

\ 

Neben der „richtigen" Gewichtung der vorhandenen Daten beinhaltet 
die Quantifizierung des Technologietransfers zudem das Problem der 
Vollständigkeit der Erfassvmg. Die im Zusammenhang der Fragen 73 und 
74 genannten Daten reflektieren nur den Austausch technischen Wis- 
sens, der zu Zahlimgen führt, Transaktionen, die nicht monetär abge- 
wickelt werden, bleiben unberücksichtigt. 

Letztere sind insbesondere bei verbundenen Unternehmen zu vermuten. 
Aber auch bei unverbundenen Unternehmen kann es einen Austausch 
von Erfahrungen auf Verfahrens- und produktionstechnischer Ebene 
sowie von Forschungsergebnissen geben, der allein auf der Basis von 
Gegenseitigkeit vorgenommen wird (z. B. „cross-licensing"). Damit wer- 
den dann Einnahmen und auch Ausgaben in der Zahlungsbüanz unter- 
schätzt, ohne daß klar ist, ob diese Verkürzung den Saldo wesentlich 
beeinflußt oder nicht. 

Dies sind nur einige Hinweise auf die Probleme der Bewertung der in den 
vorstehenden Fragen angesprochenen Daten (im übrigen verweise ich 
auf die genannten Darstellungen in den Monatsberichten der Deutschen 
Bundesbank sowie im Faktenbericht 1986). Ob es sich bei den genannten 
Zahlungen ins Ausland um einen üblichen Leistungsaustausch in ange- 
messener Höhe handelt oder nicht, kann daher auf Grund der vorüegen- 
den Informationen nicht beantwortet werden. 


76. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


In welcher Höhe wurden Bundesmittel für die 
Forschung imd Subventionierung der Atomener- 
gie in den Jahren seit 1975 zur Verfügung ge- 
stellt? 


Antwort des Bimdesministers Dr. Riesenhuber 
vom 3. Juli 1986 

In den Jahren seit 1975 wurden für Forschung und Entwicklung der 
Techniken zur friedlichen Nutzung der Kernenergie die in der Anlage 
nach Jahren aufgeschlüsselten Bundesmittel ausgegeben. Eine Subven- 
tionierung dieser Energie wie z. B. zur Nutzung der deutschen Kohle 
erfolgte nicht. 


77. Abgeordnete Welche Schwerpunkte der Forschungsförderung 

Frau wurden dabei gesetzt, und welche Institutionen 

Dr. Hamm-Brücher bzw. Firmen wurden besonders unterstützt? 
(FDP) 
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(einschließlich Reaktorsicherheit) Ausgaben 1974 bis 1985 - alle Angaben in Millionen DM - 


Empfänger 

Gesamt 

summe 

74-85 

da^ 

1974 

/on 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Schnell-Brüter-Kemkraft- 
werksgesellschaft mbH (SBK) 

2 853,3 

157,0 

158,7 

150,3 

132,2 

94,5 

103,3 

162,5 

175,8 

563,6 

334,8 

394,4 

426,3 

Konsortium THTR c/o 

Brown, Boveri & Cie AG (BBC) 

1 848,9 

23,2 

58,8 

50,4 

60,0 

100,0 

115,2 

101,2 

108,1 

370,2 

344,0 

279,1 

238,7 

Uranit GmbH 

864,5 

55,2 

67,4 

96,7 

80,9 

102,1 

96,2 

89,9 

90,1 

87,7 

53,0 

28,8 

16,5 

Interatom Internationale 
Atomreaktorbau GmbH 

666,6 

38,0 

56,3 

49,7 

73,1 

29,7 

56,2 

60,1 

59,7 

73,6 

61,4 

55,1 

53,9 

Kraftwerk Union AG (KWU) 

377,9 

14,7 

22,4 

14,4 

15,2 

17,0 

24,3 

16,6 

26,6 

51,0 

53,4 

68,0 

54,3 

Kemforschungszentrum 

Karlsruhe GmbH (KFK) 

309,5 

26,3 

26,5 

22,2 

27,9 

29,0 

26,6 

25,3 

26,8 

20,0 

26,1 

29,5 

23,4 

Physikalisch-Technische Bundesanst. 

284,2 




3,3 

- 1,3 

9,1 

32,0 

28,4 

29,5 

35,7 

60,7 

86,9 

Alkern GmbH 

244,2 

10,9 

12,7 

21,7 

16,0 

19,7 

17,7 

21,8 

26,2 

28,3 

28,3 

23,6 

17,4 

Konsortium Uranerzbergbau U. A. 

202,0 

70,0 

131,6 


0,4 









Gesellschaft für 

Reaktorsicherheit (GRS) mbH 

201,6 

0,2 

1,2 

1,8 

21,6 

17,0 

18,9 

21,4 

21,9 

24,2 

21,7 

23,3 

28,4 

Deutsche Gesellschaft 

für Wiederaufarbeitung von 

Kernbrennstoffen mbH (DWK) 

198,0 

0,1 

3,5 

1,2 

1,2 

12,5 

11,8 

6,3 

34,8 

38,8 

43,7 

20,8 

23,3 

Hochtemperatur-Reaktorbau GmbH 

183,4 

8,1 

12,3 

12,9 

16,6 

15,8 

22,9 

23,2 

25,7 

16,4 

15,7 

6,5 

7,3 

Nukem GmbH 

150,3 

8,6 

10,0 

9,0 

6,5 

10,1 

16,5 

15,4 

18,8 

18,5 

18,3 

13,3 

5,3 

Gesellschaft für Strahlen- 

und Umweltforschung mbH (GSF) 

^ 104,1 


0,2 

0,4 

1,6 

3,7 

2,4 

1,8 

9,0 

5,9 

15,6 

17,4 

46,0 

Kernkraftwerk RWE - 
Bayemwerk GmbH 

97,2 




45,7 

28,0 

23,5 







Staatliche Material- 
prüfungsanstalt Uni Stuttgart 

94,6 

6,1 

3,3 

9,0 

2,0 

15,7 

10,0 

4,0 

6,0 

17,0 

6,7 

7,4 

7,4 

Batelle-Institut e. V. 

82,4 

6,9 

6,6 

8,1 

7,9 

9,2 

8,7 

7,6 

6,6 

7,3 

4,4 

4,9 

4,3 

Domier AG U. A. 

74,6 

22,7 

52,5 


- 0,6 









GHT Gesellschaft für Hoch- 
temperaturreaktor-Technik mbH 

70,8 



i 

9,8 

8,4 

11,8 

13,5 

14,4 

13,8 

- 0,4 


- 0,2 

- 0,2 

Stahlwerke Peine- Salzgitter AG 

55,8 



2,0 

5,2 

6,8 

8,6 

9,6 

11,9 

11,5 
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1. Projektfördenmg 
Bimdesministerium für 
Forschung und Technologe 


2. Institutioneile Förderung 


3. Andere Ressorts 

Bimdesministerium des Innern 
Bundesministerium der Finanzen 


Gesamt 


Angaben des Bundes für Nukleare Energieforschung 
- Projektförderung imd institutionelle Förderung - 


9 772,3| 729,6 539,5 650,9 638,5 762,4 713,0 809,5 1468,9 1 181,3 1 135,8 1 142,9 


9,6 469,2 470,0 488,4 443,2 441,6 


Gesamt 

1975 

1976 

9 772,3 

729,6 

539,5 

4 968,5 

384,9 

423,4 

300,8 

19,3 

19,5 

15 041,6 

1 133,7 

982,5 


84 1985 


300,8 19,3 19,5 20,3 23,8 27,0 43,9 19,0 22,5 34,9 34,8 35,8 


15 041,6 1 133,7 982,5 1 109,7 1 109,4 1 271,9 1 236,5 1 297,8 | 1 961,3 1 1 704,6 | 1 613,8 | 1 620,4 
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Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 3. Juli 1986 

In den Jahren nach 1975 wurden schwerpunktmäßig Arbeiten zur Schlie- 
ßung des Brennstoffkreislaufes von Leichtwasserreaktoren (LWR), die 
Reaktorsicherheitsforschung und die Entwicklung der fortgeschrittenen 
Reaktoren Hochtemperaturreaktor und Schnellbrutreaktor gefördert. Die 
LWR-bezogenen Entwicklungen haben einen hohen Reifegrad erreicht; 
die Realisierung entsprechender Anlagen ist seit langem Sache der Indu- 
strie, während sich Aufgaben des Staates zunehmend auf den Bereich der 
Sicherheitsforschimg und der Endlagerung konzentrierten. 

Insgesamt wurden 237 verschiedene Institutionen bzw. Firmen vom Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie gefördert, die ihrerseits 
eine große Zahl von Unterauftragnehmem einbezogen haben. In vor- 
stehender Liste sind 20 Institutionen bzw. Firmen genannt, die die 
höchsten kumulierten Projektfördermittel erhalten haben. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 

78. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 1. Juli 1986 

Im Hinblick auf die am 2. Juli 1986 bevorstehende Beschlußfassung über 
den Entwurf des Haushaltsplans 1987 kann Ihre Frage zur Zeit nur 
vorläufig beantwortet werden. 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft arbeitet z. Z. entspre- 
chend der Bitte des Haushaltsausschusses vom 14. November 1985 
gemeinsam mit den betroffenen Ressorts an einem Durchfühnmgskon- 
zept für den Notfonds. Dazu kann ich folgenden Verfahrensstand mit- 
teüen: 

In begrenztem Umfang werden u. a. von den Ländern und kirchlichen 
Einrichtungen Mittel zur Unterstützung in Not geratener ausländischer 
Studenten zur Verfügung gestellt. Um sicherzustellen, daß vom Bund 
finanzierte Hilfsmaßnahmen bereits bestehende Fördermaßnahmen nicht 
einschränken, ist somit eine enge Abstimmung mit den Ländern über die 
Bewilligxmgs- und Auswahlvoraussetzungen erforderlich. Am 14. Aprü 
1986 hat darüber ein erstes Gespräch mit den Ländern stattgefunden. 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft prüft darüber hinaus 
mit den betroffenen Ressorts die Frage, welche Institution zentraler 
Zuwendungsempfänger sein sollte. Dabei hat sich ergeben, daß der 
Deutsche Akademische Austauschdienst aus Gründen der auswärtigen 
Kiüturpolitik als Zuwendungsempfänger ausscheidet. Im übrigen ist als 
wesentliches Kriterium zu berücksichtigen, ob der in Aussicht genom- 
mene Zuwendungsempfänger eine sachgerechte, d. h. dezentrale Ent- 
scheidung bzw. Auswahl an den einzelnen Hochschiüstandorten in 
Kooperation mit allen Beteiligten durchführen kann. In diesem Zu- 
sammenhang wird auch die Frage einer finanziellen Ausstattung des 
im Haushalt 1986 ausgebrachten Leertitels (31 03 681 04) behandelt. 


Wie ist der Stand der Verhandlungen zwi- 
schen dem Bundesministeriiun für Büdung und 
Wissenschaft und dem Bundesministerium der 
Finanzen bezüglich des im vergangenen Jahr 
eingerichteten Leertitels zur Unterstützung im- 
verschiüdet in Not geratener, ausländischer Stu- 
denten, und wann kann endlich mit einer finan- 
zieUen Ausstattung des vom Haushaltsausschuß 
eingerichteten Titels gerechnet werden? 


Bonn, den 4. Juli 1986 
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